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EDITORIAL

Nach der Krise ist während der Krise
Noch während man im Frühjahr 2022 hoffte, die Krise aus der Covid-Pandemie neige sich 
dem Ende zu, standen schon zwei neue Ausnahmesituationen vor der Tür: Erstens der 
Einmarsch der russischen Truppen in die Ukraine und die sich daraus ergebenden Folgen 
für das Migrationswesen. Das Staatssekretariat für Migration (SEM) verlautbarte kürzlich 
in einer Mitteilung, dass im Jahr 2022 im Vergleich zum Vorjahr über 64 Prozent mehr 
Asylgesuche gestellt wurden. Dabei sind die 70’000 Ukrainerinnen und Ukrainer noch 
nicht einmal eingerechnet. Zusammen sind es also im letzten Jahr rund 100’000 Geflüch-
tete, die neu in die Schweiz gelangt sind. Dass eine solch hohe Zahl die kantonalen und 
kommunalen Migrationsstrukturen in Stress versetzt, ist naheliegend.
 
Trotz allem wurde der Krise schweizerisch begegnet. Und zwar mit bewährten Strukturen 
im Bereich Unterbringung und Integration. Für die Zukunft stellen sich jedoch verschiedene 
Fragen, wie mit dem erstmals eingeführten Schutzstatus S umgegangen werden soll. 
Dieser ist darauf ausgerichtet, dass alle wieder in die Heimat zurückkehren, sobald dies 
zumutbar ist. Wir alle wissen, dass das nur bedingt zutreffen wird. Also benötigt es Inte-
grationsmassnahmen, für die der Bund aber finanziell zurzeit kein Gehör findet.

Die zweite Krisensituation im Jahr 2022 brachte der Energiebereich zutage. Gerade die 
Verknappung der fossilen Energie und die Sanierungsarbeiten an den französischen Atom-
kraftwerken zeigten auf, wie labil das europäische und auch das schweizerische Versor-
gungssystem mit Gas und Elektrizität ist. Die Schweiz ist abhängig von ausländischer 
Energiezufuhr und kann im Härtefall zu wenig Energie selbst produzieren. Bund, Kantone 
und Gemeinden reagierten prompt mit einer Energiesparinitiative, die Wirtschaft und 
Bevölkerung zum Energiesparen anhielt. Gleichzeitig jagte sich das nationale Parlament 
mit Express-Initiativen im Bereich Photovoltaik und Windkraft. Diese politischen Vorlagen 
zielten darauf ab, die Verfahren für den Bau von neuen Anlagen zu befördern. Auf Kosten 
der Beteiligungsdemokratie auf kommunaler Ebene. Ob weniger Demokratie der Schlüs-
sel zum Ausbau von neuen Energievorhaben sein kann, darf bezweifelt werden. Schafft 
doch gerade die politische Beteiligung in den Gemeinden die Legitimität staatlichen 
Handelns. Gerade an dieser Stelle Abstriche zu machen, kann nicht politisches Ziel sein.
 
Die Gemeinden sind und bleiben in Zeiten der Veränderung gefordert. Der Schweizerische 
Gemeindeverband (SGV) unterstützt diese Entwicklung mit seiner politischen Arbeit und 
den Verbandstätigkeiten. Dabei steht stets der Mehrwert für die gesamte kommunale 
Ebene – Gemeinden und Städte – im Fokus. Die Mitglieder des SGV ermöglichen dies 
mit der finanziellen Unterstützung für den Verband. Dafür sind wir dankbar. Und werden 
den Weg im Dienste der kommunalen Ebene auch im neuen Jahr weiterführen.

Hannes Germann, Ständerat
Präsident SGV
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Der Weg zur «Digitalen Verwaltung» ist weit

Die 69. Generalversammlung des Schweizerischen Gemeindeverbandes stand gestern ganz im Fokus der Digitalisierung. Diskutiert wurde 

über Herausforderungen und Möglichkeiten der digitalen (Gemeinde-)Verwaltung.

Rico Steinemann

YVERDON-LES-BAINS. Das Bundesamt für 

Gesundheit und der Gebrauch des Faxes 

im Jahr 2020. Oft wurde darüber gespot­

tet, und auch an dieser Generalversamm­

lung des Schweizerischen Gemeinde­

verbandes (SGV) in Yverdon sorgte das 

veraltete Kommunikationsmittel wieder 

für einige Lacher. Dabei steht die Episode 

in gewisser Weise sinnbildlich dafür, 

dass der Schweiz in Sachen Digitalisie­

rung noch sehr viel Arbeit bevorsteht.

Die Digitalisierung im Allgemeinen 

und die «Digitale Verwaltung» im Spe­

ziellen standen denn auch im Fokus  

der diesjährigen Generalversammlung. 

Eröffnet wurde diese durch den Schaff­

hauser Ständerat Hannes Germann, der 

als Präsident des SGV amtet. Der Bun­

desparlamentarier wies gleich zu Be­

ginn – dem eigentlich Fokus­Thema 

 «Digitale Verwaltung» zum Trotz – auf 

eine andere grosse Herausforderung 

hin, die auf die Gemeinden wartet. Der 

Krieg in der Ukraine und die Bewälti­

gung der Flüchtlingskrise in der Schweiz, 

von der die Gemeinden unmittelbar be­

troffen sind. 

«Immerhin sind sie durch die Corona­

pandemie krisenerprobt», sagte Ger­

mann vor den Mitgliedern des SGV. Es 

brauche nun alle drei Staatsebenen, also 

Bund, Kantone und die Gemeinden, um 

diese Herausforderung zu bewältigen. 

Germann, früher selber Gemeindepräsi­

dent in Opfertshofen, stellte im Namen 

der Gemeinden sogleich drei Forderun­

gen. Erstens müsse der Verteilschlüssel 

für die Flüchtlinge konsequent ange­

wendet werden. Zweitens müsse rasch 

geklärt werden, wie es mit dem Schutz­

status S weitergehe. Und drittens müs­

sen die Finanzierungsfragen für die Zu­

kunft geregelt werden. «Diese Kosten 

müssen auf verschiedene Schultern ver­

teilt werden. Es kann nicht sein, dass die 

Gemeinden am Schluss auf den Rest­

kosten sitzen bleiben», sagte Germann 

in seiner Eröffnungsrede.

Cybersicherheit betrifft alle

Im anschliessenden Referat wies die 

Waadtländer Staatsrätin Christelle Lui­

sier Brodard darauf hin, dass die Ge­

meinden auf dem Weg hin zu einer digi­

talen Verwaltung eine wichtige Rolle 

spielen. «Auch in einer globalisierten 

Welt braucht es Nähe und eine Verbin­

dung zum Lokalen.» Luisier betonte, 

dass der Kanton Waadt eine eigene Digi­

talisierungsstrategie entwickelt habe 

und schweizweit in diesem Bereich eine 

Führungsrolle einnehme. Und die Staats­

rätin sprach auch ein Thema an, das alle 

beschäftigt, die sich mit Digitalisierung 

befassen: Cybersicherheit. Niemand sei 

vor Hackerangriffen gefeit. Es könne 

auch Gemeinden treffen, wie das Bei­

spiel der Cyberattacke auf Rolle im Jahr 

2021 zeige. 

Dazu passt, dass der Bundesrat just 

am Tag vor der Konferenz bekannt gab, 

aus dem Nationalen Zentrum für Cyber­

sicherheit ein Bundesamt zu machen. 

Vorschläge, wie das Amt ausgestaltet 

und in welchem Departement es ange­

siedelt wird, sollen bis Ende Jahr ausge­

arbeitet werden.

Zum abschliessenden Podiumsge­

spräch trafen sich Hannes Germann, 

Chantal Weidmann Yenny, Präsidentin 

der «Union des Communes Vaudoises», 

Peppino Giarritta, Geschäftsleiter der 

Organisation Digitale Verwaltung 

Schweiz, und Marcel Salathé, Epidemio­

loge und Erfinder der Covid­App. Yenny 

betonte, dass es seit der Coronapande­

mie einen Digitalisierungsschub gegeben 

habe. Und die Bevölkerung effiziente 

Dienstleistungen wünsche. Manche Ge­

meinden seien aber überfordert. Giarritta 

sieht einen Schlüssel darin, dass man in 

die Ausbildung des Gemeindepersonals 

investiere. Kompetente Behörden wür­

den Vertrauen bei der Bevölkerung schaf­

fen. Für den Wissenschaftler Salathé hat 

die Schweiz in Sachen Digitalisierung 

noch «einige sehr grosse Baustellen». Er 

wünscht sich mehr Tempo, gerade die 

Pandemie habe doch gezeigt, dass es 

nicht immer Jahre dauern müsse, son­

dern Veränderungen auch in wenigen 

Monaten möglich seien. 

Hannes Germann lacht, als man ihn 

später darauf anspricht, wie sehr die Ge­

schwindigkeitsvorstellungen von Beam­

ten und Wissenschaftlern auseinander­

klaffen. «Das war spannend mitanzu­

hören. Klar, Herr Salathé hat mit der 

Covid­App bewiesen, dass es schnell ge­

hen kann. Aber gleichzeitig funktionie­

ren Verwaltungen eben etwas langsamer. 

Die Rechtssicherheit muss immer gege­

ben sein.» 

Was sieht er als grösste Herausforde­

rung auf dem Weg hin zu einer digitalen 

Verwaltung? «Die Sicherheit der per­

sönlichen Daten muss oberste Priorität 

haben», sagt Germann. Und man müsse 

die Digitalisierung mehr als Chance, 

denn als Risiko sehen, ist er überzeugt. 

«Wir müssen die Menschen mitnehmen 

und ihnen den Mehrwert aufzeigen,  

den digitale Lösungen mitbringen.» Das  

gelte auch und vor allem für die ältere 

Generation. 

Der Weg sei noch weit, räumt er ein. 

Aber die Gemeinden hätten die Zeichen 

der Zeit erkannt und machen vorwärts. 

Marcel Salathé, Hannes Germann, 

Moderatorin Felicie Notter, Chantal 

Weidmann Yenny und Peppino 

 Giarritta (v. l.) diskutieren die 

 Herausforderungen der digitalen 

Verwaltung.  
BILD ZVG
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Stefan Häne

Nächstes Jahr soll derWindparkSainte-Croix im WaadtländerJura in Betrieb gehen – 25 Jahrenach der ersten Machbarkeits-studie. Rekurse haben den Baustark verzögert.
Geht es nach dem Bundesrat,soll es solche Fälle künftig nichtmehr geben. Er schlägt vor, diePlanungs- und Bewilligungsver-fahren für die bedeutendstenAn-lagen derWindenergie, aber auchderWasserkraft zu vereinfachenundzustraffen.Underverspricht,das gehe ohne Abstriche beimNatur- und Umweltschutz.Die Neuerung soll helfen, dieVersorgungssicherheit zu stär-ken sowie die erneuerbarenEnergien schneller auszubauen,also die Klimaneutralität bis2050 zu erreichen. «Wirmüssenden zusätzlichen Strom so raschwie möglich zubauen», sagteEnergie- und UmweltministerinSimonetta Sommaruga gestern.Für solche Grossprojekte fehltderzeit eine nationale Planung.Der Bund soll deshalb ein Kon-zept mit den Standorten derbedeutendstenWasserkraft- undWindenergieanlagen erarbeiten,die alsVorgabe für die Richtpläneder Kantone dienen. Expertenschätzen, dass sich dreizehnbereits bestehende Windkraft-Vorhaben dafür eignen. Bei derWasserkraft hat ein runderTischunter Sommarugas Führungfünfzehn Projekte identifiziert.

«Das ist dicke Post»
Was soll sich konkret ändern?Die kantonalen Plangenehmi-gungsverfahren sollen neu ne-ben der Baubewilligung auchsämtliche anderen Bewilligun-gen umfassen, etwawenn es umWaldrodungen für Windparksoder Gewässerschutzauflagenbei Stauseen geht. Damitwill derBundesrat verhindern, dass einProjekt inmehrere Etappen zer-fällt und es Gegner in jederEtappe bis vorBundesgericht an-fechten können.Damit lasse sich«beträchtlich» Zeit gewinnen,sagte Sommaruga undversicher-te, die Beschwerdemöglichkeitenwürden nicht geschmälert.EineAussage, die heftigenWi-derspruch auslöst. «Das ist dickePost», sagt EliasMeier, Präsidentdes Verbands «Freie LandschaftSchweiz». Was meint er damit?

Der Bundesratwill den Gemein-den punkto Planung und Bewil-ligung «keine Kompetenzen unddamit auch keine Autonomiemehr» gewähren, das Sagen sol-len hier die Kantone haben. DieGemeinden sollen aber bei derErarbeitung des Konzepts ange-hörtwerden undmitwirken kön-nen. Auch sollen sie gegen kan-tonale Plangenehmigungsverfü-gungen rekurrieren dürfen. DenWindkraft-Kritikern genügt dasnicht. «Wir bestehen darauf, dassdie Gemeinden Bewilligungsbe-hörden bleiben», sagt Meier.

«Schlicht nicht akzeptabel» seider Plan des Bundesrats, sagtauch der Schaffhauser StänderatHannes Germann (SVP), der denSchweizerischen Gemeindever-band präsidiert. «Die drohendeStromlücke darf nicht als Anlassdienen, die Gemeindeautonomieauszuhebeln und die Rechte vondirekt betroffenen Menschenderart gravierend zu beschnei-den.» Der geplante Autonomie-entzug sei umso fragwürdiger,als diese bei verhinderten oderstark verzögerten Projektenkaum je das unüberwindbare

Hindernis gewesen seien. «Viel-mehr sind zahlreiche Projektedurch die extensive AnwendungundAuslegung desVerbandsbe-schwerderechts blockiert.»
Rechtlich zulässig?
Die grossen Umweltverbändezeigen sich vorsichtig optimis-tisch. Christa Glauser von Bird-life Schweiz etwa sagt, der Plandes Bundesrats funktionieredann,wenn die Planung sorgfäl-tig erfolge. «Esmüssen nebst denNutzungsaspekten auch dieSchutzaspekte sorgfältig berück-

sichtigtwerden.» In vielen Richt-plänen seien etwa Massnahmenzur Sicherung der Biodiversitätbislang zu kurz gekommen.DerVorschlag ruft auch juris-tische Bedenken hervor. AlainGriffel, Professor für Staats- undVerwaltungsrecht an derUni Zü-rich, hält ihn rechtlich gar für un-zulässig. «DerBundverfügt überkeine Zuständigkeit, den Kanto-nen ein solches konzentriertesPlangenehmigungsverfahrenvorzuschreiben.» Es sei Sacheder Kantone, zu entscheiden, obundwo sie ein solchesVerfahren

einführen wollten. Man mögedas bedauern. «Wenn man diesaber korrekt ändern will, mussman die Bundesverfassung ent-sprechend anpassen.»Die Vorlage geht nun in dieVernehmlassung. FDPundGrüneäusserten sich gestern grund-sätzlich positiv dazu. Die SVPwirft Sommaruga «Pflästerlipo-litik» vor, die Energiestrategie2050 sei gescheitert, es brauchenun eine «schonungslose Lage-analyse». Die Parteiwill dazu ei-nen runden Tisch organisieren.Eingeladen sind die Spitzen derbürgerlichen Parteien, von Eco-nomiesuisse, des Gewerbever-bands und des Bauernverbands.Ebenso jene Bundesräte, die fürdie Versorgungssicherheit zu-ständig sind, nebst Sommarugaalso VerteidigungsministerinViola Amherd und Wirtschafts-minister Guy Parmelin.SP-Fraktionschef RogerNord-mann bezeichnet den Vorschlagals reine Schaumschlägerei. «DieSVP ist in Panik,weil Frau Som-maruga Pflöcke einschlägt.»

Sommaruga legt sichmit den Gemeinden an
Energiewende Der Bundesrat will die Verfahren für Wind- undWasserkraftanlagen beschleunigen.

Die Reaktionen darauf sind heftig – Kritiker sehen die Gemeindeautonomie gefährdet.

Umstrittenes Projekt: Am Fuss des Triftgletschers im Berner Oberland ist ein Stausee geplant. Foto: David Birri (PD)

Bundesrat gegen Solar-Pflicht
Der Bundesrat will den Ausbau beider Solarenergie mit zusätzlichenAnreizen beschleunigen. Neusollen die Investitionen in Fotovol-taikanlagen bei Neubauten steuer-lich abzugsfähig werden, so wiesie es bei Sanierungen heuteschon sind. Weiter will der Bun-desrat die Zulassung von Solaran-lagen an Fassaden vereinfachen,ein Meldeverfahren soll genügen.Umstritten bleibt, ob es beiNeubauten eine Solar-Pflichtbraucht. Der Nationalrat hatte imHerbst einen entsprechendenVorstoss von Jacques Bourgeois(FDP) gutgeheissen, SimonettaSommaruga hatte den Vorschlagjüngst in die Ämterkonsultationgeschickt. Der Bundesrat hat nunentschieden, «von einer solchenPflicht abzusehen». Im Rahmender Vernehmlassung will er aberausloten, ob sie in Kombination mitder skizzierten steuerlichenEntlastung mehrheitsfähig ist.In 18 Kantonen – die Kantonehaben die Hoheit über den Gebäu-debereich – besteht eine solcheSolar-Pflicht faktisch bereits, auchwenn es mit der Umsetzung teilsnoch hapert. (sth)

Angesichts der gespannten bila-teralen Beziehung mit der EUkönnte der Kontrast nicht grös-ser sein: Bundesrätin Karin Kel-ler-Sutter war nach dem infor-mellen Treffen mit den EU-In-nenministern gestern in Lille volldes Lobes über die gute Stim-mung. Zum Hoch beigetragenhat auch ein kurzer Austauschmit Emmanuel Macron amRan-de des Treffens.
Frankreichs Präsident hattezuvor seine Pläne skizziert, wieer den Schengen-Raum stärkenwill. Dazu gehört auch ein neuerSchengen-Rat, in dem sich dieInnenminister künftig stärkerkoordinieren sollen. Was genau

derMehrwert des neuen Gremi-ums sein soll, ist zwarnoch nichtganz klar. Macron versicherteKeller-Sutter allerdings persön-lich, dass die Schweiz als assozi-iertes Mitglied bei dem Schen-gen-Rat willkommen sei.

«Ich habe ihn angesprochen undgesagt, wir wären gerne bei die-sem Schengen-Rat dabei», sagteKeller-Sutter nach dem Treffengegenüber Journalisten.Macronhabe das «absolut befürwortet».Der Präsident will die französi-sche EU-Rats-Präsidentschaftdazu nutzen, Schengen zu refor-mieren. Im Fokus steht ein stär-kerer Schutz der Aussengrenze,wobei auch Polizeidatenbankenbesser genutzt werden sollen.FürMacron ist das dieVoraus-setzung dafür, dass die Bewe-gungsfreiheit im Inneren desSchengen-Raums gesichertwer-den kann. Das sieht auch Keller-Sutter so. Der Präsident habe

Aufbruchstimmung verbreitet.Bei Ministertreffen verliere mansich oft in technischen Fragen.Der neue Schengen-Rat soll alsPlattform dienen, um sich überakute politische Fragenwie etwadie Krise an der Grenze zu Bela-rus austauschen zu können.
Ohne Frontex kein SchengenIn der Schweiz sei viel von dergespannten Beziehung mit derEU die Rede. Dabei werde über-sehen,wie gut die Zusammenar-beit im Rahmen von Schengenfunktioniere, sagte Keller-Sutter.Man könne «für oder gegen dieEU sein», doch die Sicherheit derSchweiz hänge auch von der

Sicherheit in der EU ab. Es seiauch im Interesse der Schweiz,wenn an der Aussengrenze ille-gale Migration verhindert wer-den könne. Die europäischeGrenzbehörde Frontex sei dabeiein zentraler Pfeiler von Schen-gen, den man als assoziierterStaat nicht infrage stellen kön-ne, betonte sie mit Blick auf dieFrontex-Abstimmung am 15.Mai.Voll des Lobes war Keller-Sutter auch über den Austauschmit dem französischen Innen-minister Gérald Darmanin, dereinen Besuch in der Schweiz ver-sprochen habe. Fast scheint es,alswäre dieMissstimmung nachdem Entscheid gegen die Rafale

und für das US-KampfflugzeugF-35 vergessen.
Für die Innenminister sei klar,dass die Schweiz ein wichtigerPartnerstaat sei, betonte Keller-Sutter: «Sie sehen, dass wir unsengagieren.» Sie versuche, beidenTreffen immerdabei zu sein,und lege auch dazwischen Wertauf Beziehungspflege. Wennman sich kenne, sei es auch ein-facher, gemeinsame Lösungenzu finden. Die Justizministerinhat dank der Schweizer Schen-gen-Mitgliedschaft als Einzigeim Bundesrat diesen privilegier-ten Platz am Tisch.

Stephan Israel, Lille

Für einmal beste FreundeSchengen-Reform Frankreich will die Koordination im Schengen-Raum stärken. Auch für die Schweiz gibt es einen Platz am Tisch.

Karin Keller-Sutter und GéraldDarmanin in Lille. Foto: Keystone

DER SGV SCHAFFT RESULTATE

Mehrwerte für über 1500 Gemeinden
Die politische Arbeit zugunsten der Gemeindeebene stellt 
die Haupttätigkeit des Schweizerischen Gemeindever-
bands dar. Zudem fördert, unterstützt und co-organisiert 
der SGV Projekte, die für seine Mitglieder konkrete Mehr-
werte schaffen, und er erarbeitet neben dem Verbands-
magazin «Schweizer Gemeinde» (siehe S. 21) verschie-
dene Leitfäden, Ratgeber und Informationsplattformen, die 
den Gemeinden als Orientierungshilfen dienen.

Wichtigste politische Erfolge
Der SGV konnte 2022 im Bundesparlament erfolgreich da-
rauf hinwirken, dass das Bundesamt für Sozialversicherun-
gen die Berechnung der IV-Renten auf eine neue – aus 
Sicht der Gemeinden finanziell attraktivere – Grundlage 
stellen muss. Die systematische Positionierung des SGV 
für die pa.Iv. 21.403 «Familienergänzende Kinderbetreu-
ung» trug zudem dazu bei, dass die Vorlage nun eine sub-
stantielle Bundesbeteiligung von 20 Prozent an die Betreu-
ungskosten sowie separate Programmvereinbarungen 
vorsieht. In der Verkehrspolitik verabschiedete das Parla-
ment das neue Veloweggesetz. Hier konnte der SGV darauf 
hinwirken, dass die Gemeinden den für die Planung und 
Umsetzung notwendigen Handlungsspielraum behalten. 
Bei der Vorlage zur OECD-Mindeststeuer hat sich der SGV 
dafür eingesetzt, dass 75 Prozent der allfälligen Erträge an 
die Kantone gehen. Ein Erfolg auch für die Gemeinden, 
wird deren angemessene Beteiligung damit garantiert. Ein 
wichtiger Zwischenerfolg gelang auch im Dossier «Einheit-
liche Finanzierung ambulanter und stationärer Leistungen 
der Krankenversicherung» (EFAS). Gemäss Ständerat soll 
diese nun auch die Pflege beinhalten. Das Kapitel «Der 
SGV bezieht Position» geht näher auf diese politischen 
Geschäfte ein.

Ein Netzwerk mit starken Partnern
Auch im Berichtsjahr 2022 hat sich der SGV in zahlreiche 
Programme und Aktionen eingebracht. Als Gründungsmit-
glied der Energiespar-Alliance unterstützt der Verband die 
Bestrebungen des Bundes zur Stärkung der Versorgungs-
sicherheit im Energiebereich. Zudem war der SGV im Som-
mer 2022 Mitunterzeichner der Charta zur Beschleunigung 
des Ausbaus Thermischer Netze. Dank einer Partnerschaft 
mit dem «Fest der Feste» im Freiluftmuseum Ballenberg 
trug er dazu bei, die Besucherinnen und Besucher in die 
verschiedensten regionalen Traditionen der Schweiz ein-
tauchen zu lassen. Als Mitglied des Dachverbands der Ur-
heber- und Nachbarrechtsnutzer (DUN) hatte er Anteil da-
ran, dass die Abgaben der Gemeinden an die ProLitteris 
seit Beginn dieses Jahres merklich gesunken sind. Nicht 
zuletzt konkretisierte der SGV 2022 gemeinsam mit dem 
Schweizerischen Städteverband und Alliance SwissPass 
eine Nachfolgelösung zur Tageskarte Gemeinde. Der Ent-
scheid zur definitiven Realisierung erfolgte im Frühjahr 
2023. 

Gemeinden werden smart
Die Digitalisierung in den Gemeinden fördert der SGV vor 
allem durch die Zusammenarbeit mit dem Verein «Myni 
Gmeind». Zu nennen ist hier insbesondere der monatliche 
«Erfa-Stammtisch», an dem im Rahmen von einstündigen 
Videokonferenzen gute Beispiele und Lösungsansätze für 
konkrete Problemstellungen präsentiert werden. 2022 
konnten die kostenlosen Erfa-Stammtische erstmals auch 
in der Romandie durchgeführt werden. Einen erfolgreichen 
Start hatte zudem der Grundkurs «Digital-Pionier», welcher 
Gemeindeangestellten und kommunalen Mandatsträgern 
digitale Grundkompetenzen vermittelt. Für das Jahr 2023 
sind weitere Kurse in diversen Kantonen geplant. Schliess-
lich belegte eine ebenfalls gemeinsam mit «Myni Gmeind» 
durchgeführte, repräsentative Digitalisierungs-Umfrage, 
dass die grössten Herausforderungen auf dem Weg zur 
digitalisierten Gemeinde in der Bereitstellung von genü-
gend Ressourcen liegt – sei es fachlichen, personellen oder 
finanziellen.

Ratgeber und Leitfäden leisten 
Orientierungshilfe
Der SGV beteiligt sich regelmässig an der Erarbeitung von 
Publikationen, die für die kommunale Ebene einen Mehr-
wert schaffen. So entstand 2022 der Beschaffungsleitfaden 
 TRIAS, der auf die Neuerungen des revidierten Beschaf-
fungsrechts eingeht und öffentliche Vergabestellen durch 
den Beschaffungsprozess leitet. Den Leitfaden TRIAS hat 
der SGV gemeinsam mit Bund, Kantonen und Städten er-
arbeitet – und der Thematik mit der Co-Organisation der 
Tagung «Nachhaltige öffentliche Beschaffung» weiteres 
Gewicht verliehen. Mitgearbeitet hat der SGV auch am 
Leitfaden zur Anwendung des Bundesinventars der schüt-
zenswerten Ortsbilder der Schweiz von nationaler Bedeu-
tung ISOS. Zudem hat der SGV im Berichtsjahr die Erarbei-
tung eines Ratgebers zu Biodiversität und Landschafts-
qualität im Siedlungsgebiet unterstützt; ebenso wie einen 
Leitfaden zum attraktiven Wohnen in Berggebieten.

Online-Plattformen: Gemeinden finden Hilfe  
im Netz
Das Jahr 2022 war geprägt von Krisen. Dies widerspiegelte 
sich auch auf der Homepage des SGV. Auf zwei neuen 
Plattformen, zunächst zur Ukraine-Krise und danach zur 
drohenden Energie-Krise, beantworte der SGV die drän-
gendsten Fragen, die sich den Gemeinden jeweils stellen. 
Die Plattformen listen kantonale Anlaufstellen auf, verlin-
ken nützliches Download-Material und führen Best-
Practice-Beispiele an. Zudem widmete er dem Thema der 
Cybersicherheit ebenfalls eine eigene Plattform. Ausser-
dem unterstützte der SGV die Fachhochschule Graubünden 
beim Aufbau ihrer Plattform «Promo Femina». Die Web-
seite zeigt Wege auf, wie sich der Frauenanteil in Gemein-
debehörden steigern lässt und stärkt die Milizarbeit so 
direkt.

https://www.chgemeinden.ch/wAssets/docs/verband/deutsch/Vorteile-einer-SGV-Mitgliedschaft.pdf
https://www.chgemeinden.ch/wAssets/docs/verband/deutsch/Vorteile-einer-SGV-Mitgliedschaft.pdf
https://www.schweizer-gemeinde.ch/
https://www.schweizer-gemeinde.ch/
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223377$
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20210403
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20210046
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_11_23_OECD-Steuerreform-Stellungnahme-zur-Mindestbesteuerungsverordnung.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_12_01_Wichtiger-Zwischenschritt-Staenderat-nimmt-EFAS-Vorlage-an.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_10_20_Der-SGV-ist-Gruendungsmitglied-der-Energiespar-Alliance.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_08_18_SGV-unterzeichnet-Charta-zur-Foerderung-thermischer-Netze.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_08_18_SGV-unterzeichnet-Charta-zur-Foerderung-thermischer-Netze.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_09_24_Ein-starkes-Team-Der-SGV-und-das-Fest-der-Feste.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_12_15_Abgaben-der-Gemeinden-an-ProLitteris-sinken.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_02_09_SGV-und-Partner-praesentieren-Nachfolge-der-Gemeindetageskarte.php
https://mynigmeind.ch/de/
https://mynigmeind.ch/de/
https://www.chgemeinden.ch/de/projekte/myni-gmeind-live/
https://www.chgemeinden.ch/de/projekte/digital-pionier/
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_11_15_Digitalisierungs-Umfrage-Welche-Erkenntnisse-sind-fuer-Ihre-Gemeinde-nuetzlich.php
https://www.chgemeinden.ch/de/service/publikationen/
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_11_24_Neuer-Beschaffungsleitfaden-TRIAS.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_11_24_Neuer-Beschaffungsleitfaden-TRIAS.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_06_30_Ortsbildschutz-und-Verdichtung-eine-Anleitung-zur-Siedlungsentwicklung.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_09_22_Eine-Anleitung-fuer-mehr-Biodiversitaet-im-Siedlungsgebiet.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_09_22_Eine-Anleitung-fuer-mehr-Biodiversitaet-im-Siedlungsgebiet.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_10_31_Attraktives-Wohnen-in-Berggebieten-ein-Leitfaden-fuer-Gemeinden.php
https://www.chgemeinden.ch/de/news/ukraine-krise/
https://www.chgemeinden.ch/de/news/energiespar-info/
https://www.chgemeinden.ch/de/news/cybersicherheit/
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_05_24_-PROMO-Femina-will-den-Frauenanteil-auf-Gemeindeebene-steigern.php
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Der Weg zur «Digitalen Verwaltung» ist weit

Die 69. Generalversammlung des Schweizerischen Gemeindeverbandes stand gestern ganz im Fokus der Digitalisierung. Diskutiert wurde 

über Herausforderungen und Möglichkeiten der digitalen (Gemeinde-)Verwaltung.

Rico Steinemann

YVERDON-LES-BAINS. Das Bundesamt für 

Gesundheit und der Gebrauch des Faxes 

im Jahr 2020. Oft wurde darüber gespot­

tet, und auch an dieser Generalversamm­

lung des Schweizerischen Gemeinde­

verbandes (SGV) in Yverdon sorgte das 

veraltete Kommunikationsmittel wieder 

für einige Lacher. Dabei steht die Episode 

in gewisser Weise sinnbildlich dafür, 

dass der Schweiz in Sachen Digitalisie­

rung noch sehr viel Arbeit bevorsteht.

Die Digitalisierung im Allgemeinen 

und die «Digitale Verwaltung» im Spe­

ziellen standen denn auch im Fokus  

der diesjährigen Generalversammlung. 

Eröffnet wurde diese durch den Schaff­

hauser Ständerat Hannes Germann, der 

als Präsident des SGV amtet. Der Bun­

desparlamentarier wies gleich zu Be­

ginn – dem eigentlich Fokus­Thema 

 «Digitale Verwaltung» zum Trotz – auf 

eine andere grosse Herausforderung 

hin, die auf die Gemeinden wartet. Der 

Krieg in der Ukraine und die Bewälti­

gung der Flüchtlingskrise in der Schweiz, 

von der die Gemeinden unmittelbar be­

troffen sind. 

«Immerhin sind sie durch die Corona­

pandemie krisenerprobt», sagte Ger­

mann vor den Mitgliedern des SGV. Es 

brauche nun alle drei Staatsebenen, also 

Bund, Kantone und die Gemeinden, um 

diese Herausforderung zu bewältigen. 

Germann, früher selber Gemeindepräsi­

dent in Opfertshofen, stellte im Namen 

der Gemeinden sogleich drei Forderun­

gen. Erstens müsse der Verteilschlüssel 

für die Flüchtlinge konsequent ange­

wendet werden. Zweitens müsse rasch 

geklärt werden, wie es mit dem Schutz­

status S weitergehe. Und drittens müs­

sen die Finanzierungsfragen für die Zu­

kunft geregelt werden. «Diese Kosten 

müssen auf verschiedene Schultern ver­

teilt werden. Es kann nicht sein, dass die 

Gemeinden am Schluss auf den Rest­

kosten sitzen bleiben», sagte Germann 

in seiner Eröffnungsrede.

Cybersicherheit betrifft alle

Im anschliessenden Referat wies die 

Waadtländer Staatsrätin Christelle Lui­

sier Brodard darauf hin, dass die Ge­

meinden auf dem Weg hin zu einer digi­

talen Verwaltung eine wichtige Rolle 

spielen. «Auch in einer globalisierten 

Welt braucht es Nähe und eine Verbin­

dung zum Lokalen.» Luisier betonte, 

dass der Kanton Waadt eine eigene Digi­

talisierungsstrategie entwickelt habe 

und schweizweit in diesem Bereich eine 

Führungsrolle einnehme. Und die Staats­

rätin sprach auch ein Thema an, das alle 

beschäftigt, die sich mit Digitalisierung 

befassen: Cybersicherheit. Niemand sei 

vor Hackerangriffen gefeit. Es könne 

auch Gemeinden treffen, wie das Bei­

spiel der Cyberattacke auf Rolle im Jahr 

2021 zeige. 

Dazu passt, dass der Bundesrat just 

am Tag vor der Konferenz bekannt gab, 

aus dem Nationalen Zentrum für Cyber­

sicherheit ein Bundesamt zu machen. 

Vorschläge, wie das Amt ausgestaltet 

und in welchem Departement es ange­

siedelt wird, sollen bis Ende Jahr ausge­

arbeitet werden.

Zum abschliessenden Podiumsge­

spräch trafen sich Hannes Germann, 

Chantal Weidmann Yenny, Präsidentin 

der «Union des Communes Vaudoises», 

Peppino Giarritta, Geschäftsleiter der 

Organisation Digitale Verwaltung 

Schweiz, und Marcel Salathé, Epidemio­

loge und Erfinder der Covid­App. Yenny 

betonte, dass es seit der Coronapande­

mie einen Digitalisierungsschub gegeben 

habe. Und die Bevölkerung effiziente 

Dienstleistungen wünsche. Manche Ge­

meinden seien aber überfordert. Giarritta 

sieht einen Schlüssel darin, dass man in 

die Ausbildung des Gemeindepersonals 

investiere. Kompetente Behörden wür­

den Vertrauen bei der Bevölkerung schaf­

fen. Für den Wissenschaftler Salathé hat 

die Schweiz in Sachen Digitalisierung 

noch «einige sehr grosse Baustellen». Er 

wünscht sich mehr Tempo, gerade die 

Pandemie habe doch gezeigt, dass es 

nicht immer Jahre dauern müsse, son­

dern Veränderungen auch in wenigen 

Monaten möglich seien. 

Hannes Germann lacht, als man ihn 

später darauf anspricht, wie sehr die Ge­

schwindigkeitsvorstellungen von Beam­

ten und Wissenschaftlern auseinander­

klaffen. «Das war spannend mitanzu­

hören. Klar, Herr Salathé hat mit der 

Covid­App bewiesen, dass es schnell ge­

hen kann. Aber gleichzeitig funktionie­

ren Verwaltungen eben etwas langsamer. 

Die Rechtssicherheit muss immer gege­

ben sein.» 

Was sieht er als grösste Herausforde­

rung auf dem Weg hin zu einer digitalen 

Verwaltung? «Die Sicherheit der per­

sönlichen Daten muss oberste Priorität 

haben», sagt Germann. Und man müsse 

die Digitalisierung mehr als Chance, 

denn als Risiko sehen, ist er überzeugt. 

«Wir müssen die Menschen mitnehmen 

und ihnen den Mehrwert aufzeigen,  

den digitale Lösungen mitbringen.» Das  

gelte auch und vor allem für die ältere 

Generation. 

Der Weg sei noch weit, räumt er ein. 

Aber die Gemeinden hätten die Zeichen 

der Zeit erkannt und machen vorwärts. 

Marcel Salathé, Hannes Germann, 

Moderatorin Felicie Notter, Chantal 

Weidmann Yenny und Peppino 

 Giarritta (v. l.) diskutieren die 

 Herausforderungen der digitalen 

Verwaltung.  
BILD ZVG
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Nachfolge der Tageskarte ist umstrittenDasAngebot soll ab 2024 durch Spartickets ersetzt werden. Limmattaler Gemeinden befürchten, dadurch zu SBB-Schaltern zuwerden.Sibylle Egloff

Die Gemeinde-Tageskartensind ein Auslaufmodell. ImOk-tober 2020wurdebekannt, dassdie beliebtenBillette für denöf-fentlichenVerkehrnochbis spä-testensEnde 2023 aufGemein-de- und Stadtverwaltungen er-hältlich seinwerden.WegenderDigitalisierungunddes rückläu-figenAbsatzeswirddasAngebotin seiner heutigen Form abge-schafft. Das vermeldete damalsdie ÖV-BranchenorganisationAlliance Swiss Pass. Sie stelltejedocheineFolgelösung inAus-sicht.
Nun, zwei Jahre später,zeichnet sich ab, dass das neueAngebot den physischen Ver-kauf der etablierten ÖV-Spar-tageskarten an den Gemeinde-schaltern vorsieht, wie ThomasAmmann, Mediensprecher vonAllianceSwissPass, aufAnfragemitteilt. «Voraussichtlich imMärz 2023 werden wir überdie konkrete Ausgestaltungdes Folgeangebots, das wir der-zeit gemeinsam mit demSchweizerischenStädteverbandund dem Schweizerischen Ge-meindeverband erarbeiten, in-formieren», sagt Ammann. DieGemeinden könnten noch bislängstens Ende 2022 Gemein-de-Tageskarten als Jahressetsmit dem ersten Gültigkeits-datum31. Januar2023beziehen.Dementsprechend seiendieTa-geskartenbis längstensEnde Ja-nuar 2024 im Umlauf, so Am-mann.

WeiningenhatdasAngebotbereits abgeschafft
InWeiningengibt es schon jetztkeine Tageskarten mehr. DieGemeinde hat das Angebot perEndeSeptembereingestellt undverweist auf ihrer Websitedarauf, dass es andereGemein-den gibt, die Tageskarten wei-terhin auch an Auswärtige ver-kaufen. ImSeptember hätte dieGemeinde Weiningen wiederein Jahresset erwerbenmüssen.Doch sie verzichtete aufgrundder immerbeliebterwerdendenÖV-Spartageskarten, wie dieGemeinde auf Anfragemitteilt.Bei früher Reservierung seiendiese deutlich günstiger als dieTageskarten der Gemeinde.Früher standen der WeiningerBevölkerung täglich zweiTages-karten für je 44 Franken zumKauf bereit.
«Ab29FrankenmitHalbtaxundab52FrankenohneHalbtaxkannmanmitdenSpartageskar-ten inderSchweizherumreisen.Die Wahrscheinlichkeit istgross, dass wir wegen dieserKonkurrenzaufunserenTicketssitzen geblieben wären.» BeiAusgaben von über 30000Franken im Jahr überlege mansich das zweimal, heisst es sei-tens derGemeindeWeiningen.Der Folgelösung steht manin Weiningen kritisch gegen-über. «Die Einwohnerkontrollesoll nicht zumSBB-Schalterwer-den. Es gibt bei den Tagesspar-karten kein Limit wie bei denTageskarten. Es könnte sein,dass täglich mehrere Personenvorbeikommen und diesenDienst in Anspruch nehmen.

Das ist jedochnichtdieAufgabeeiner Gemeindeverwaltung»,schreibt dieGemeinde.
Diese Meinung teilt man inUrdorf. Der Gemeinderat habesich zum vorgeschlagenen Vor-gehen von Alliance Swiss Passim Rahmen der Vernehmlas-sungkritischgeäussert, sagtPa-trickMüller, Leiter StabderGe-meinde Urdorf. «Die damals inAussicht gestellte neue Lösungsieht keine Rabattierung mehrvor und die Gemeinden sollendie gleichen Spartickets anbie-ten, die auch online verfügbarsind. Es kann nicht die Aufgabeder Gemeinden sein, den Ver-trieb von ordentlichen Ticketszu leisten. Vielmehr ist dasAuf-gabe derÖV-Branche.»

Obdas angepassteneueAn-gebotweitergeführtwerde,wer-de der Gemeinderat zu einemspäteren Zeitpunkt beschlies-sen, sagtMüller.DieGemeindewirdbisEnde2023proTagwei-terhin zwei Tageskarten für je-weils 45 Franken bereitstellen.
PersonalderStadt sollnichtSBB-Arbeitübernehmen
Auch inSchlierenzeigtmansichkritisch gegenüber den Ideenvon Alliance Swiss Pass. «DieÜbernahme von SBB-Arbeitendurch städtisches Personal istnichtwünschenswert.Überdiesverfügt Schlieren über einenSBB-Schalter», sagt StephanKnobel,Abteilungsleiter Sicher-heit und Gesundheit der StadtSchlieren.DieTageskartenwer-den noch bis Ende Januar 2024angeboten. Sechs Tageskartenkönnen täglichbezogenwerden.Online kostet ein Billett jeweils45, amSchalter 47Franken. So-

bald definitiv klar sei, wie dasneue Angebot aussehe, ent-scheide der Stadtrat über eineallfälligeAbschaffungoderWei-terführung, verrät Knobel.
BillettewerdenvonderBevölkerunggeschätzt
In Oberengstringen wird mandas Tageskartenangebot biszum Schluss aufrechterhalten.Täglich stehen zwei Billette fürjeweils 44 Franken zur Verfü-gung. «Wir stellen fest, dass dieBillette sehr gerne von unserenEinwohnerinnen und Einwoh-nern genutzt werden und kön-nen uns daher auch vorstellen,dieFolgelösunganzubieten, zu-mal der Aufwand vergleichbaristwie fürdasheutigeAngebot»,sagt Gemeindeschreiber Mat-thias Ebnöther. Eine abschlies-sende Aussage sei jedoch nochverfrüht.Ebnötherhält dennoch

fest: «Es ist jedoch auch klar,dassderVerkauf vonSpartages-karten kein Kerngeschäft einerVerwaltung darstellt.»
Trotzdem würde es vielenLeuten einfacher fallen, einesolcheKarte aufderGemeinde-verwaltung zu kaufen und denGang ins Gemeindehaus nochmit anderen FragestellungenwieetwaeinemTerminaufdemSteuer- oderBetreibungsamt zuverbinden, so Ebnöther. Letzt-endlichwolle dieGemeindedieNutzung desÖVs stärken. «DerVerkauf von SBB-Tageskartenkann dabei helfen.»

In Uitikon erfreuen sich dieGemeinde-Tageskarten eben-falls grosserBeliebtheit,wieGe-meindeschreiber Sinisa Kosticsagt. Auf der Gemeindeverwal-tung werden 2023 nach wie vortäglich vier Tickets für je 35Franken erhältlich sein. Ob die

Folgelösung ab 2024 ebenfallsangeboten werde, sei zurzeitnoch unklar und werde erst imnächsten Jahr bei Vorlage derdefinitivenLösungentschieden,so Kostic.
DerBirmensdorferGemein-derat hat der Wiederanschaf-fung der Tageskarten bis zum30. September 2023 zuge-stimmt,wiedieAbteilungsleite-rinBevölkerungsdiensteLarissaRoos auf Anfrage sagt. Es sindpro Tag sechs Tageskarten fürjeweils 42 Franken erhältlich.SobalddieFolgelösungdefinitivbekannt sei, werde das weitereAngebot geprüft, sagt Roos.

Einwohnererkundigensich,wieesweitergeht
In Aesch werden bis Ende No-vember2023weiterhin zweiTa-geskarten für je 40 Franken er-hältlich sein. «Bei uns kommensie immer gutweg, selten bleibteineKarteübrig», sagtGemein-deschreiberin YasminHeri. DieFrage, wie es mit dem Angebotweitergehe, sei bereits mehr-mals amGemeindeschalter an-gesprochen worden. «Einwoh-nende erkundigen sich, ob wirdie Karten abschaffen wollen.Sie fändenes schade,wenndiesder Fall wäre», so Heri. Sobaldman genauere Informationenzur Folgelösung erhalte, werdemandasThemaaufderVerwal-tung und im Gemeinderat dis-kutieren.
In Dietikon ist die Auslas-tung der Tageskarten ebenfallssehr gut, wie Patrick Uehlinger,Leiter der Finanzabteilung derStadt Dietikon, sagt. Pro Tagbietet die Stadt sechs Tageskar-ten zum Preis von 42 Franken

an.DieZeichen stehengut, dassdieBevölkerungauch indenGe-nuss der Folgelösung kommenwird. «Die Stadt Dietikon hatkeine Absicht, das Angebot imZusammenhang mit der Nach-folgelösungeinzustellen, soferndieDienstleistungderStadtwei-terhinkostendeckendbetriebenwerden kann», sagt Uehlinger.
Einedigitale
Lösung ist erwünscht
Für die Stadt stünden die Be-dürfnisse der Bevölkerung imZentrum. Man unterstütze denMobilitätsgedanken. Uehlingerhält fest: «Für das zukünftigeAngebot sindderKundennutzenund eine effiziente Abwicklungwichtig.Wirwünschenunseinemöglichst digitale Lösung, diefür alle Bevölkerungsgruppenattraktiv und zugänglich ist.»Auch der Verband der Ge-meindepräsidien des KantonsZürich ist sichbewusst, dassdasTageskartenangebot demWunschunddemBedürfnis derBevölkerung entspricht. Jedochhat man gegenüber der in Aus-sicht gestelltenFolgelösungVor-behalte. «Wir sehendieGefahr,dass ähnlichwiebei derPost einAbbau von Dienstleistungendurch einenTransfer an andereOrganisationen stattfindet»,sagt Geschäftsführer MartinHarris.Daher sehemandieRol-le der Gemeinden als SBB-Schalter-Ersatz durchaus kri-tisch.
Dass es auch ganz ohne dasÖV-Angebot geht, zeigen dieGemeindenOetwil,Unterengs-tringen, Bergdietikon und Ge-roldswil. Dort gibt es keine Ta-geskarten für die Bevölkerung.

Reisenmit Tageskarten ist beliebt. Ob die Bevölkerung vergünstigte ÖV-Tickets auch nach Ende 2023 erhält, ist in vielen Limmattaler Gemeinden noch unklar. Bild: Alex Spichale

PatrickMüller
Leiter StabGemeindeUrdorf

«Eskannnicht
dieAufgabeder
Gemeindensein,
denVertriebvon
ordentlichenTickets
zu leisten.»

PatrickUehlinger
Leiter Finanzen StadtDietikon

«DieStadthat
keineAbsicht, das
Angebot im
Zusammenhangmit
derNachfolgelösung
einzustellen.»
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Stefan Häne

Nächstes Jahr soll derWindparkSainte-Croix im WaadtländerJura in Betrieb gehen – 25 Jahrenach der ersten Machbarkeits-studie. Rekurse haben den Baustark verzögert.
Geht es nach dem Bundesrat,soll es solche Fälle künftig nichtmehr geben. Er schlägt vor, diePlanungs- und Bewilligungsver-fahren für die bedeutendstenAn-lagen derWindenergie, aber auchderWasserkraft zu vereinfachenundzustraffen.Underverspricht,das gehe ohne Abstriche beimNatur- und Umweltschutz.Die Neuerung soll helfen, dieVersorgungssicherheit zu stär-ken sowie die erneuerbarenEnergien schneller auszubauen,also die Klimaneutralität bis2050 zu erreichen. «Wirmüssenden zusätzlichen Strom so raschwie möglich zubauen», sagteEnergie- und UmweltministerinSimonetta Sommaruga gestern.Für solche Grossprojekte fehltderzeit eine nationale Planung.Der Bund soll deshalb ein Kon-zept mit den Standorten derbedeutendstenWasserkraft- undWindenergieanlagen erarbeiten,die alsVorgabe für die Richtpläneder Kantone dienen. Expertenschätzen, dass sich dreizehnbereits bestehende Windkraft-Vorhaben dafür eignen. Bei derWasserkraft hat ein runderTischunter Sommarugas Führungfünfzehn Projekte identifiziert.

«Das ist dicke Post»
Was soll sich konkret ändern?Die kantonalen Plangenehmi-gungsverfahren sollen neu ne-ben der Baubewilligung auchsämtliche anderen Bewilligun-gen umfassen, etwawenn es umWaldrodungen für Windparksoder Gewässerschutzauflagenbei Stauseen geht. Damitwill derBundesrat verhindern, dass einProjekt inmehrere Etappen zer-fällt und es Gegner in jederEtappe bis vorBundesgericht an-fechten können.Damit lasse sich«beträchtlich» Zeit gewinnen,sagte Sommaruga undversicher-te, die Beschwerdemöglichkeitenwürden nicht geschmälert.EineAussage, die heftigenWi-derspruch auslöst. «Das ist dickePost», sagt EliasMeier, Präsidentdes Verbands «Freie LandschaftSchweiz». Was meint er damit?

Der Bundesratwill den Gemein-den punkto Planung und Bewil-ligung «keine Kompetenzen unddamit auch keine Autonomiemehr» gewähren, das Sagen sol-len hier die Kantone haben. DieGemeinden sollen aber bei derErarbeitung des Konzepts ange-hörtwerden undmitwirken kön-nen. Auch sollen sie gegen kan-tonale Plangenehmigungsverfü-gungen rekurrieren dürfen. DenWindkraft-Kritikern genügt dasnicht. «Wir bestehen darauf, dassdie Gemeinden Bewilligungsbe-hörden bleiben», sagt Meier.

«Schlicht nicht akzeptabel» seider Plan des Bundesrats, sagtauch der Schaffhauser StänderatHannes Germann (SVP), der denSchweizerischen Gemeindever-band präsidiert. «Die drohendeStromlücke darf nicht als Anlassdienen, die Gemeindeautonomieauszuhebeln und die Rechte vondirekt betroffenen Menschenderart gravierend zu beschnei-den.» Der geplante Autonomie-entzug sei umso fragwürdiger,als diese bei verhinderten oderstark verzögerten Projektenkaum je das unüberwindbare

Hindernis gewesen seien. «Viel-mehr sind zahlreiche Projektedurch die extensive AnwendungundAuslegung desVerbandsbe-schwerderechts blockiert.»
Rechtlich zulässig?
Die grossen Umweltverbändezeigen sich vorsichtig optimis-tisch. Christa Glauser von Bird-life Schweiz etwa sagt, der Plandes Bundesrats funktionieredann,wenn die Planung sorgfäl-tig erfolge. «Esmüssen nebst denNutzungsaspekten auch dieSchutzaspekte sorgfältig berück-

sichtigtwerden.» In vielen Richt-plänen seien etwa Massnahmenzur Sicherung der Biodiversitätbislang zu kurz gekommen.DerVorschlag ruft auch juris-tische Bedenken hervor. AlainGriffel, Professor für Staats- undVerwaltungsrecht an derUni Zü-rich, hält ihn rechtlich gar für un-zulässig. «DerBundverfügt überkeine Zuständigkeit, den Kanto-nen ein solches konzentriertesPlangenehmigungsverfahrenvorzuschreiben.» Es sei Sacheder Kantone, zu entscheiden, obundwo sie ein solchesVerfahren

einführen wollten. Man mögedas bedauern. «Wenn man diesaber korrekt ändern will, mussman die Bundesverfassung ent-sprechend anpassen.»Die Vorlage geht nun in dieVernehmlassung. FDPundGrüneäusserten sich gestern grund-sätzlich positiv dazu. Die SVPwirft Sommaruga «Pflästerlipo-litik» vor, die Energiestrategie2050 sei gescheitert, es brauchenun eine «schonungslose Lage-analyse». Die Parteiwill dazu ei-nen runden Tisch organisieren.Eingeladen sind die Spitzen derbürgerlichen Parteien, von Eco-nomiesuisse, des Gewerbever-bands und des Bauernverbands.Ebenso jene Bundesräte, die fürdie Versorgungssicherheit zu-ständig sind, nebst Sommarugaalso VerteidigungsministerinViola Amherd und Wirtschafts-minister Guy Parmelin.SP-Fraktionschef RogerNord-mann bezeichnet den Vorschlagals reine Schaumschlägerei. «DieSVP ist in Panik,weil Frau Som-maruga Pflöcke einschlägt.»

Sommaruga legt sichmit den Gemeinden an
Energiewende Der Bundesrat will die Verfahren für Wind- undWasserkraftanlagen beschleunigen.

Die Reaktionen darauf sind heftig – Kritiker sehen die Gemeindeautonomie gefährdet.

Umstrittenes Projekt: Am Fuss des Triftgletschers im Berner Oberland ist ein Stausee geplant. Foto: David Birri (PD)

Bundesrat gegen Solar-Pflicht
Der Bundesrat will den Ausbau beider Solarenergie mit zusätzlichenAnreizen beschleunigen. Neusollen die Investitionen in Fotovol-taikanlagen bei Neubauten steuer-lich abzugsfähig werden, so wiesie es bei Sanierungen heuteschon sind. Weiter will der Bun-desrat die Zulassung von Solaran-lagen an Fassaden vereinfachen,ein Meldeverfahren soll genügen.Umstritten bleibt, ob es beiNeubauten eine Solar-Pflichtbraucht. Der Nationalrat hatte imHerbst einen entsprechendenVorstoss von Jacques Bourgeois(FDP) gutgeheissen, SimonettaSommaruga hatte den Vorschlagjüngst in die Ämterkonsultationgeschickt. Der Bundesrat hat nunentschieden, «von einer solchenPflicht abzusehen». Im Rahmender Vernehmlassung will er aberausloten, ob sie in Kombination mitder skizzierten steuerlichenEntlastung mehrheitsfähig ist.In 18 Kantonen – die Kantonehaben die Hoheit über den Gebäu-debereich – besteht eine solcheSolar-Pflicht faktisch bereits, auchwenn es mit der Umsetzung teilsnoch hapert. (sth)

Angesichts der gespannten bila-teralen Beziehung mit der EUkönnte der Kontrast nicht grös-ser sein: Bundesrätin Karin Kel-ler-Sutter war nach dem infor-mellen Treffen mit den EU-In-nenministern gestern in Lille volldes Lobes über die gute Stim-mung. Zum Hoch beigetragenhat auch ein kurzer Austauschmit Emmanuel Macron amRan-de des Treffens.
Frankreichs Präsident hattezuvor seine Pläne skizziert, wieer den Schengen-Raum stärkenwill. Dazu gehört auch ein neuerSchengen-Rat, in dem sich dieInnenminister künftig stärkerkoordinieren sollen. Was genau

derMehrwert des neuen Gremi-ums sein soll, ist zwarnoch nichtganz klar. Macron versicherteKeller-Sutter allerdings persön-lich, dass die Schweiz als assozi-iertes Mitglied bei dem Schen-gen-Rat willkommen sei.

«Ich habe ihn angesprochen undgesagt, wir wären gerne bei die-sem Schengen-Rat dabei», sagteKeller-Sutter nach dem Treffengegenüber Journalisten.Macronhabe das «absolut befürwortet».Der Präsident will die französi-sche EU-Rats-Präsidentschaftdazu nutzen, Schengen zu refor-mieren. Im Fokus steht ein stär-kerer Schutz der Aussengrenze,wobei auch Polizeidatenbankenbesser genutzt werden sollen.FürMacron ist das dieVoraus-setzung dafür, dass die Bewe-gungsfreiheit im Inneren desSchengen-Raums gesichertwer-den kann. Das sieht auch Keller-Sutter so. Der Präsident habe

Aufbruchstimmung verbreitet.Bei Ministertreffen verliere mansich oft in technischen Fragen.Der neue Schengen-Rat soll alsPlattform dienen, um sich überakute politische Fragenwie etwadie Krise an der Grenze zu Bela-rus austauschen zu können.
Ohne Frontex kein SchengenIn der Schweiz sei viel von dergespannten Beziehung mit derEU die Rede. Dabei werde über-sehen,wie gut die Zusammenar-beit im Rahmen von Schengenfunktioniere, sagte Keller-Sutter.Man könne «für oder gegen dieEU sein», doch die Sicherheit derSchweiz hänge auch von der

Sicherheit in der EU ab. Es seiauch im Interesse der Schweiz,wenn an der Aussengrenze ille-gale Migration verhindert wer-den könne. Die europäischeGrenzbehörde Frontex sei dabeiein zentraler Pfeiler von Schen-gen, den man als assoziierterStaat nicht infrage stellen kön-ne, betonte sie mit Blick auf dieFrontex-Abstimmung am 15.Mai.Voll des Lobes war Keller-Sutter auch über den Austauschmit dem französischen Innen-minister Gérald Darmanin, dereinen Besuch in der Schweiz ver-sprochen habe. Fast scheint es,alswäre dieMissstimmung nachdem Entscheid gegen die Rafale

und für das US-KampfflugzeugF-35 vergessen.
Für die Innenminister sei klar,dass die Schweiz ein wichtigerPartnerstaat sei, betonte Keller-Sutter: «Sie sehen, dass wir unsengagieren.» Sie versuche, beidenTreffen immerdabei zu sein,und lege auch dazwischen Wertauf Beziehungspflege. Wennman sich kenne, sei es auch ein-facher, gemeinsame Lösungenzu finden. Die Justizministerinhat dank der Schweizer Schen-gen-Mitgliedschaft als Einzigeim Bundesrat diesen privilegier-ten Platz am Tisch.

Stephan Israel, Lille

Für einmal beste FreundeSchengen-Reform Frankreich will die Koordination im Schengen-Raum stärken. Auch für die Schweiz gibt es einen Platz am Tisch.

Karin Keller-Sutter und GéraldDarmanin in Lille. Foto: Keystone
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Reklame

Maudet stellt sich

erneut zurWahl

GENF Der ehema
lige Genfer

Staatsrat PierreM
audetwill bei

denWahlen imA
pril erneut für

einen Sitz in der K
antonsregie-

rung kandidieren
. Das kündig-

te der 44-Jährig
e gestern in

der Wochenzeitu
ng «GHI» an.

Maudet erklärte
in der Gratis-

zeitung, seine K
andidatur er-

folge nicht aus
egoistischen

Gründen. Er stre
be sein politi-

sches Comeback
für die Werte

seiner neuen Liste an. Wie

schon bei seinem
gescheiterten

Comeback-Versuc
h 2021 tritt er

für die eigene L
iste «Freiheit

und soziale Gere
chtigkeit» an.

Maudet war 2020
zurückgetre-

ten, nachdem er ü
ber eine vom

dortigen Königsh
aus finanzier-

te Luxusreise na
ch Abu Dhabi

gestrauchelt war.
sda

Wichtige Player bemängeln

die Bundesratsplän
e und

befürchten wegen der

geplanten Vorschriften

ein Chaos.

Edgar Schuler

BERN 19 Grad. Das ist
die

Höchsttemperatu
r, die der

Bundesrat in öffe
ntlichen und

privaten Innenräumen vor-

schreiben will. A
ber erst, falls

nicht genügend
Gas in die

Schweiz geliefer
t wird, falls

freiwillige Sparmassnahmen

nicht fruchten –
und deshalb

eine Gasmangella
ge eintritt.

Die Vorschrift gi
lt aber laut

dem Entwurf der
entsprechen-

den Verordnung einzig für

Häuser mit Gas
heizungen –

also lediglich in
rund einem

Fünftel der Sch
weizer Haus-

halte. Die allerm
eisten heizen

anders: mit Öl,
Wärmepum-

pen, Holz, elektr
isch oder mit

Fernwärme. Der
en Bewohne-

rinnen wären gem
äss dem Vor-

schlag des Bunde
srats frei, die

Thermostaten be
i ihrer Kom-

forttemperatur
zu belassen.

Auch wenn das
weit mehr ist

als 19 Grad.
In der Konsultat

ion warnen

nun grosse Verbände vor

einem Chaos bei
den Verboten

und Vorschriften
.

Der Schweizeris
che Städte-

verband schreib
t, viele Men-

schen seien sich
gar nicht be-

wusst, mit welc
her Energie-

quelle die Wär
me in ihrer

Wohnung erzeu
gt werde. Er

fordert deshalb i
n seiner Stel-

lungnahme «Sol
idarität» von

allen. Das bedin
ge generelle

Verbote: «Sie sc
haffen die in

der Krise wichtige
Klarheit und

vermeiden eine U
mgehung der

Vorschriften.»

Hauseigentümerverband

warnt vor Konflikten

Der Schweizerisc
he Gemein-

deverband verweist auf di
e

Erfahrung aus der Corona
-

Krise. Sie habe
gezeigt, dass

allzu unterschiedliche
Vor-

schriften mehr s
chaden wür-

den als nützen,
der berühmte

Flickenteppich.
«Würden für

unterschiedlich b
eheizte Woh-

nungen untersch
iedliche Re-

geln angewendet
, würde dies

für Verwirrung s
orgen und da-

mit den Effekt d
er Sparmass-

nahmen begrenz
en.»

Swisspower, ein Z
usammen-

schluss von Ener
gie- und Was-

serlieferanten in
22 Städten,

weist zudem dar
auf hin, dass

die Energiequelle
n eng mitein-

ander verknüpft
sind: «Wenn

dasGas knappwi
rd, droht auch

der Strom auszu
gehen.» Auch

darum fordert Swisspower

«Opfersymmetrie
», indem alle

Haushalte gleich behandelt

werden.
Der Hauseigentüm

erverband

Schweiz warnt vo
r gesellschaft-

lichen Konflikte
n: «Falls die

Temperaturbesc
hränkungen

nur für Gasheizu
ngen gelten,

für alle anderen a
ber nicht, be-

steht die Gefahr,
dass die Be-

völkerung in ‹gut
e› und ‹weni-

ger gute› Hausha
lte gespalten

wird.» Der Miet
erinnen- und

Mieterverband st
immt zu: «Ei-

ne einheitliche L
ösung ist si-

cher sinnvoller un
d gerechter.»

Ruf nach klar definierten

Kriterienwird lauter

Alle angefragten
Teilnehmer

an der Konsulta
tion fordern

den Bundesrat au
f, die Verord-

nung über den G
asmangel ent-

sprechend anzup
assen. Zudem

soll er die angek
ündigte Ver-

ordnung über di
e Stromman-

gellagemöglichst
schnell erlas-

sen. Einig sind sic
h die Verbän-

de zudem, dass bei aller

Opfersymmetrie
alte und pfle-

gebedürftige Personen vom

strengen Temperaturregim
e

ausgenommen w
erden sollen.

Die Energiedirektore
n der

Kantone weisen
auf ein weite-

res Problem hin: «Die Polizei

wird keine Resso
urcen haben,

um in Privathausha
lten und

Unternehmen zu
kontrollieren,

ob die Sauna aus
geschaltet ist

oder die Heiztem
peratur ein-

gehalten wird.»
Die Behörden

würden höchste
ns auf «kon-

krete Hinweise» h
in aktiv wer-

den können. Die
Kantone for-

dern deshalb, d
ass sie, aber

auch die Städte
und Gemein-

den beim Kleingedruckten
in

der definitiven Verordnung

einbezogen werden: «Es

braucht klarere K
riterien, was

kontrolliert werd
en und worin

der Vollzug beste
hen soll.»

Die Stellungnahm
en werden

von Guy Parmelins Wirt-

schaftsdepartem
ent ausgewer-

tet. Geplant is
t, dass die

Landesregierung
die Verord-

nung auf dieser G
rundlage En-

de Oktober defin
itiv erlassen

wird.

Verbände rügen den Bundesrat und

fordernmaximal 19 Grad für Haushalte

Laut den Energiedire
ktorenwird die Kontrolle dermaximal zulässigen Temperatur einen äusser

st schwieriges Unterfangen.
Bild Keystone

Gebäude nach Heizsystem und

Energieträger in der Schweiz

Grafik: ese, mrue / Quelle: BFS

Gas kommt erst an

zweiter Stelle

Heizöl
39,4%

Gas
20,7%

Wärmepumpe 17,9%

Holz 10,1%

Elektrizität 6,9%

Fernwärme

Letzte verfügbare Zahlen 2017
5,0%

Der Schweizerische

Gemeindeverband

verweist auf die

Erfahrung aus der

Corona-Krise.

Bilateraler Plan

mit Österreich

ZÜRICH Bundesrät
in Karin Kel-

ler-Sutter und de
r österreichi-

sche Innenmini
ster Gerhard

Karrer haben sic
h gestern in

Zürich auf eine
n bilateralen

Aktionsplan gege
n die irregu-

läre Migration ge
einigt. Beide

Staaten prüfen d
essen Umset-

zung nun bis En
de 2022. Laut

Keller-Sutters Jus
tiz- und Poli-

zeidepartement h
at die irregu-

läre Migration b
esonders auf

der Balkanroute
stark zuge-

nommen. Zur
Eindämmung

umfasst der Plan
neben Initia-

tiven zur Visums
politik sowie

zum Asyl- und M
igrationssys-

tem auf europäische
r Ebene

auch gemeinsam
e Grenzpoli-

zei-Massnahmen
wie zusätzli-

che grenzübersch
reitende Ein-

sätze zur Bekämpfun
g von

Schleppern.
sda

Neuenburg
2023mit Defizit

NEUENBURG Der
Kanton Neu-

enburg rechnet fü
r 2023 mit ei-

nem Defizit von
9,5 Millionen

Franken.Das hän
gt laut Staats-

rat vor allem mi
t den steigen-

den Energie- und
Gesundheits-

kosten zusamme
n. Zum ersten

Mal seit 2019 wür
den die Gren-

zen der Schulden
bremse nicht

eingehalten werd
en. «Das Bud-

get 2023 ist dur
ch ein hohes

Mass an Unsich
erheit sowie

durch eine ungünstige
Ent-

wicklung der wic
htigsten Kos-

tenbereiche gek
ennzeichnet»,

teilte der Neuenb
urger Staats-

rat gestern mit.
sda

DER SGV IM 
MEDIALEN 
BLICKPUNKT
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DER SGV IM MEDIALEN BLICKPUNKT

Quelle: srf.ch

Der Verband ist vor allem in der Deutschschweiz ein ge-
fragter Interviewpartner – von der lokalen bis zur nationalen 
Presse. Gleichzeitig traten SGV-Vertreterinnen und -Vertre-
ter auch mehrmals im Schweizer Radio und Fernsehen auf.
Die Position des Schweizerischen Gemeindeverbands zum 
Schutzstatus S für geflüchtete Personen aus der Ukraine, 
seine Empfehlungen zu möglichen Energiesparmassnah-
men für Gemeinden, die Zukunft der «Tageskarte Ge-
meinde», die grundsätzliche Kritik des Verbands an der 
Stossrichtung des zu revidierenden Energiegesetzes sowie 
die Ergebnisse der Umfrage zum Stand der Digitalisierung 
in den Gemeinden waren die hauptsächlichen Themen, mit 
denen der SGV im Berichtsjahr medial in Erscheinung trat. 

Nebst diesen Medienanfragen kommunizierte der Schwei-
zerische Gemeindeverband natürlich auch von sich aus. 
Nebst zehn Ausgaben der Verbandszeitschrift «Schweizer 
Gemeinde» (siehe Seite 21) versandte der SGV im Jahr 
2022 insgesamt 17 Newsletter an schweizweit knapp 5000 
Abonnenten. Auf seiner Webseite www.chgemeinden.ch 
informiert der Verband regelmässig über Neuigkeiten in 
gemeinderelevanten Dossiers; in den sozialen Medien ist 
die Präsenz auf LinkedIn, Twitter und Facebook merklich 
ausgebaut worden. 

Schliesslich profitierten SGV-Mitglieder auch 2022 wieder 
von verschiedenen Medien- und Patronatspartnerschaften, 
die der Verband neu eingegangen ist oder verlängert hat. 
Eine solche Form der Zusammenarbeit mit einem externen 
Partner geht üblicherweise mit kostenlosen oder ver-
günstigten Eintritten zu besonders gemeinderelevanten 
Tagungen, Seminaren und Konferenzen einher. 

Quelle: festderfeste.ch

https://www.chgemeinden.ch/de/newsletter/index.php
https://www.chgemeinden.ch/de/index.php
https://www.linkedin.com/authwall?trk=bf&trkInfo=AQGhqHnhU3mOFwAAAYZKXCgYoIhb6G_-q8d-oWwDi4mXWmaE1JFXCHgD9Tvmms3h0jMsUEsnKqzWNbyOTrxEux_jOk3N3wCauw8cyj1KdL8OgMULPvN1zH8gMdza9aNed3kkaL4=&original_referer=&sessionRedirect=https%3A%2F%2Fwww.linkedin.com%2Fcompany%2Fassociation-des-communes-suisses%2F
https://twitter.com/CH_Gemeinden
https://www.facebook.com/people/Schweizerischer-Gemeindeverband/100066620326480/
https://www.chgemeinden.ch/de/veranstaltungen/
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DER SGV BEZIEHT POSITION

Einbürgerung, Konkurswesen, Kultur
Im Mai 2022 äusserte sich der SGV zur erleichterten 
Einbürgerung für Ausländer der zweiten und dritten 
Generation. Dabei wies er darauf hin, dass die ordent-
liche Einbürgerung Kompetenz der Gemeinden blei-
ben muss. Weiter nahm der SGV zur Revision des 
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs 
Stellung und unterstützte Anpassungen, die Betroffe-
nen Wege für ein Leben ohne Schulden ermöglichen 
sollen. Schliesslich tauschte sich der SGV im Nationa-
len Kulturdialog zu den Herausforderungen des Kultur-
sektors aus und setzte sich für Covid-Unterstützungs-
massnahmen ein. 

SOZIALES & MIGRATION

Neuberechnung von IV-Renten
Bei der Berechnung des IV-Grads stützt sich der Bund 
heute auf Löhne ab, die Personen mit Einschränkungen 
realistischerweise überhaupt nicht erwirtschaften können. 
Die Folgen dieser Praxis sind weitreichend: Viele Personen 
erhalten keine Umschulung oder IV-Rente oder landen di-
rekt in der Sozialhilfe. Damit werden Kosten, die eigentlich 
in der Verantwortung der IV liegen, auf die Gemeinden 
abgewälzt. Der SGV engagierte sich daher stark für eine 
Neuberechnung der IV-Renten.

So intervenierte der SGV erfolgreich im Parlament. Beide 
Räte erkannten den Handlungsbedarf klar an. Die Voten 
waren eindeutig: Bei der Berechnung des IV-Grads soll der 
Bund für Personen mit einer gesundheitlichen Beeinträch-
tigung künftig realistische Einkommensmöglichkeiten als 
Berechnungsgrundlage heranziehen. Dank breiter Mobil-
machung nahm das Parlament die Motion 22.3377 zu den 
IV-Tabellenlöhnen deutlich an. Damit hat der Bundesrat 
bzw. das zuständige Bundesamt für Sozialversicherungen 
nun den klaren Auftrag, die Arbeiten rasch anzugehen und 
bis Ende 2023 eine neue Berechnungsgrundlage für die 
IV-Renten zu implementieren.

Familienergänzende Kinderbetreuung
Die kommunale Ebene ist ein zentraler Akteur in der fami-
lienergänzenden Kinderbetreuung. Die Gemeinden und 
Städte schaffen ein breites Unterstützungsangebot und 
unternehmen grosse Anstrengungen, um den Vorschulbe-
reich zu stärken. Schliesslich ist die familienergänzende 
Kinderbetreuung auch aus standortpolitischer Sicht wich-
tig, weil sie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbes-
sert und somit ein effektives Mittel gegen den Fachkräfte-
mangel darstellt. 

Zwar ist in den letzten Jahren bereits viel passiert. Dennoch 
braucht es weitere Anstrengungen für nachhaltige Lösun-
gen, insbesondere für eine wirkungsvolle Reduktion der 
Elternbeiträge. Die Vorlage zur Umsetzung der pa.Iv. 21.403 
sieht genau dies vor: Mit stetigen Bundesmitteln zur Sen-
kung der Betreuungskosten der Eltern soll der Bund einen 
essentiellen Beitrag zur besseren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf leisten. Der Bundesbeitrag von 20 Prozent gibt 
Kantonen und Gemeinden Planungssicherheit; gleichzeitig 
bleibt der Bund in einer subsidiären Rolle und respektiert 
die Organisationsfreiheit der Kantone und Gemeinden. 

Die Programmvereinbarungen mit den Kantonen ermögli-
chen es zudem, die familienergänzende Kinderbetreuung 
bedarfsorientiert weiterzuentwickeln. Der SGV brachte 
sich  systematisch in die politische Arbeit ein, machte das 
Anliegen zum Thema beim Sessionsanlass der Parlamen-
tarischen Gruppe Kommunalpolitik und wirkte erfolgreich 
darauf hin, dass die Anliegen der Gemeinden berücksich-
tigt werden. Als nächstes muss nun das Parlament über 
die Vorlage entscheiden. 

Behindertenpolitik 2023-2026
Die Behindertenpolitik des Bundes umfasst verschie-
dene Mehrjahresprogramme, die sich auf prioritäre 
Handlungsfelder konzentrieren und die Realisierung 
der Rechte von Menschen mit Behinderungen anstre-
ben. Im Rahmen der Arbeitsgruppe Behindertenpolitik 
wurden 2022 vorbereitende Arbeiten für die neue Be-
hindertenpolitik 2023-2026 durchgeführt. Unter der 
Leitung des Eidgenössischen Büros für die Gleichstel-
lung von Menschen mit Behinderungen sind in dieser 
Arbeitsgruppe Behörden und Dachverbände der Zivil-
gesellschaft vereint, darunter auch der SGV.

Quelle: Shutterstock

https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_05_05_Erleichterte-Einbuergerung-SGV-aeussert-sich-vor-Parlamentskommission.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_05_05_Erleichterte-Einbuergerung-SGV-aeussert-sich-vor-Parlamentskommission.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_09_26_Revision-des-SchKG-entlastet-die-kommunale-Sozialhilfe.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_11_14_Nationaler-Kulturdialog-Herausforderungen-in-der-Kultur-erfordern-verstaerkte-Zusammenarbeit.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_11_14_Nationaler-Kulturdialog-Herausforderungen-in-der-Kultur-erfordern-verstaerkte-Zusammenarbeit.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_06_01_Invalidenversicherung-Nationalrat-macht-Schritt-in-die-richtige-Richtung.php
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=57020
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20210403
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_02_07_Familienergaenzende-Kinderbetreuung-Argumentarium-zum-Gesetzesentwurf.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_02_07_Familienergaenzende-Kinderbetreuung-Argumentarium-zum-Gesetzesentwurf.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_09_27_Familienergaenzende-Kinderbetreuung-ist-auch-Bundessache.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_09_27_Familienergaenzende-Kinderbetreuung-ist-auch-Bundessache.php
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Schutzsuchende aus der Ukraine
Das Jahr 2022 stellte die Schweizer Asylpolitik vor diverse 
Herausforderungen. Nach dem Ausbruch des Krieges in 
der Ukraine hat der Bundesrat im März 2022 erstmals den 
im Asylgesetz definierten Schutzstatus S aktiviert. Damit 
wird Geflüchteten kollektiv und unbürokratisch Schutz ge-
währt. Die Gemeinden waren, mit regionalen Unterschie-
den und je nach kantonaler Aufgabenteilung, bei der Un-
terbringung und Betreuung von Schutzsuchenden aus der 
Ukraine stark gefordert. Auch hatten sie die schulpflichtigen 
Kinder rasch einzuschulen.
 
Die Umsetzung des Schutzstatus S brachte viele praktische 
und grundlegende Fragen mit sich und war Gegenstand 
von Debatten im Parlament sowie einer vom Eidge-
nössischen Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) in Auf-
trag gegebenen Evaluation. Im Rahmen dieser Arbeit 
brachte der SGV die Bedenken der kommunalen Ebene 
 zum Ausdruck. Dazu gehören u.a. die Notwendigkeit eines 
koordinierten Vorgehens mit den Behörden im Bereich der 
privaten Unterbringung, sowie der Wunsch nach klaren 
Regeln, welche die Verantwortlichkeiten in den Bereichen 
der Integration und der Kostenübernahme klären.
 
Das Berichtsjahr war von einer engen Zusammenarbeit 
zwischen den verschiedenen staatlichen Ebenen geprägt. 
Der SGV war im Sonderstab Asyl «SONAS» des Bundes 
sowie in der «Taskforce Ukraine» der Konferenz der kanto-
nalen Sozialdirektorinnen und -direktoren (SODK) vertreten.
 
Im Zusammenhang mit der Ukraine-Krise hat der SGV auf 
seiner Website eine Plattform zuhanden der Gemeinden 
mit verschiedenen Informationen von Bund und Kantonen 
aufgeschaltet. Die Plattform trug dazu bei, dass die wich-
tigsten Informationen an die Gemeinden und die kantona-
len Gemeindeverbände weitergeleitet wurden.

Aktionsplan gegen Radikalisierung und 
Extremismus
Unter der Leitung des Sicherheitsverbunds Schweiz 
(SVS) wurde im Berichtsjahr der Aktionsplan zur Ver-
hinderung und Bekämpfung von Radikalisierung und 
gewalttätigem Extremismus für die Jahre 2023 bis 
2027 erarbeitet. Das tripartite Aufsichtsgremium 
(Bund, Kantone und Gemeinden) hat den Aktionsplan 
im November 2022 verabschiedet. Aufbauend auf den 
Erkenntnissen des ersten Aktionsplans (2017 bis 
2022) enthält der neue Plan elf Massnahmen zu vier 
Hauptwirkungsfeldern. Besondere Schwerpunkte sol-
len auf die Prävention der Radikalisierung von jungen 
Menschen sowie auf den kritischen Umgang mit dem 
Internet und sozialen Medien gelegt werden.

Quelle: Shutterstock

Anstieg der ordentlichen Asylgesuche
Das Migrationswesen ist eine Verbundaufgabe aller drei 
Staatsebenen. Dementsprechend ist der SGV in den Ar-
beitsgruppen des Bundes vertreten, die sich mit der Un-
terbringung, den Asylverfahren und dem Resettlement-Pro-
gramm befassen.

Das Jahr 2022 war – gerade in der zweiten Jahreshälfte 
– von einer Zunahme der ordentlichen Asylgesuche, vor 
allem auch der hohen Zahl unbegleiteter Minderjähriger, 
die besondere Betreuung und Unterstützung benötigen, 
geprägt. Um weiterhin genügend Plätze für die Unterbrin-
gung der neu ankommenden Asylsuchenden zu gewähr-
leisten, musste das Staatssekretariat für Migration (SEM) 
den Kantonen einen Teil der Asylsuchenden früher als üb-
lich zuweisen. Diese befristete Massnahme setzte Kan-
tone, Städte und Gemeinden weiter unter Druck, kurzfris-
tig zusätzlichen Wohnraum zur Verfügung zu stellen.

Die angespannte Situation im Asylbereich und im Woh-
nungsangebot wirkte sich auch auf die Ankunft von Flücht-
lingen im Rahmen des Resettlement-Programms aus; die 
Umsetzung wurde aufgrund der besonderen Lage sistiert.

https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_09_12_Was-sich-beim-Schutzstatus-S-aus-Sicht-der-Gemeinden-aendern-muss.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_09_12_Was-sich-beim-Schutzstatus-S-aus-Sicht-der-Gemeinden-aendern-muss.php
https://www.chgemeinden.ch/de/news/ukraine-krise/
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_12_20_Neuer-Aktionsplan-gegen-Radikalisierung-und-gewalttaetigen-Extremismus.php
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ENERGIE & UMWELT

Beschleunigungsschub für die Windenergie
Um die Errichtung von Windenergie-Infrastrukturen zu 
fördern, wurden im Jahr 2022 mehrere Gesetzesrevi-
sionen diskutiert. Das derzeitige System ist zu kom-
plex und schwerfällig, und die Verfahren sind langwie-
rig: Die Dauer eines Projekts zur Errichtung von Wind-
kraftanlagen erstreckt sich in der Regel über drei bis 
fünf Legislaturperioden. Dabei werden Windparks in 
peripheren Gemeinden errichtet, die nur über eine 
kleine Verwaltung verfügen. Es ist deshalb notwendig, 
die Verfahren unter Wahrung der kommunalen Zustän-
digkeiten zu verschlanken.

Drohende Energieknappheit im Winter 2023
Die Schweiz importiert 80% ihrer Energie. Bisher erfolgten 
die Importe zu sehr niedrigen Preisen. Erst mit der Verknap-
pung des Angebots, insbesondere des russischen Gases, 
explodierten die Preise und setzten Wirtschaft und Privat-
personen unter einen bis anhin ungekannten Druck. Diese 
sehr angespannte Situation und das begrenzte Angebot 
haben uns in eine Krise geführt: Sollte die Nachfrage das 
Angebot übersteigen, droht eine Energiemangellage. 
 
Die Gemeinden stehen in dieser Energiekrise an vorderster 
Front und setzen eine Reihe von Massnahmen um, die 
dazu beitragen sollen, den Verbrauch zu senken. Dabei 
muss jede Energiesparmassnahme einzeln analysiert wer-
den, da die Gemeinden den geltenden Regeln und Geset-
zen Folge leisten müssen. Gemeinden sind Arbeitgeber 
(Gemeindeverwaltungen), Verwalter (Gebäudeparks und 
Räumlichkeiten wie Sporthallen und Schwimmbäder), Spe-
zialisten für Kleinkinder (Kinderkrippen und ausserschuli-
sche Betreuungszentren) oder auch Landschaftsgestalter 
(Parks, Gärten und Friedhöfe) zugleich. Dabei müssen sie 
die kantonale Gesetzgebung berücksichtigen, wie z.B. die 
Strassenverkehrsgesetze, die eine Beleuchtung der Kan-
tonsstrassen auf Höhe der Fussgängerstreifen vorschrei-
ben. Angesichts des komplexen gesetzlichen Rahmens 
führen uns die Bandbreite der ergriffenen Massnahmen 
und die Kreativität einiger Behörden eindrücklich die An-
passungsfähigkeit der 2145  Schweizer Gemeinden vor 
Augen. Sie üben nicht nur eine Vorbildfunktion aus, sondern 
gehen gleichzeitig auch ihren – fast normalen – Tätigkeiten 
weiter nach.

Die Arbeit am CO2-Gesetz geht weiter
In der Vernehmlassung im Frühjahr 2022 hat der SGV den 
neuen Entwurf des CO2-Gesetzes unterstützt. Die Arbeit, 
die seit dem Scheitern des CO2-Gesetzes an der Urne im 
Jahr 2021 geleistet wurde, ermöglicht nun die Vorlage ei-
nes Entwurfs ohne die Vorgaben, die massgeblich zur Ab-
lehnung beigetragen haben. Die Vorlage schafft eine klare 
gesetzliche Grundlage, die den Gemeinden eine Planung 
der anstehenden Aufgaben ermöglicht, insbesondere im 
Bereich der Sanierungen. Der Entwurf enthält ein Finan-
zierungssystem, mit dem die Kosten, die den Gemeinden 
durch die Umsetzung der nationalen Klimastrategie entste-
hen, teilweise ausgeglichen werden können. Im Anschluss 
an die Konsultation wurden die Debatten im Parlament 
fortgesetzt. Zwei Vorlagen wurden parallel diskutiert, näm-
lich der Entwurf des CO2-Gesetzes für die Zeit nach 2024 
sowie der indirekte Gegenvorschlag zur Gletscher-Initiative 
«Netto Null-Treibhausgasemissionen bis 2050». 
 
Das Parlament hat beschlossen, dass die Umsetzung des 
Netto-Null-Emissionsziels ab 2025 aufgegleist werden soll 
und somit Bestandteil des neuen CO2-Gesetzes wird. Der 
SGV begrüsst, dass diese Vorlagen die Hauptanliegen der 
Gletscher-Initiative aufgreifen und konkrete Klimaziele zur 
Erreichung der CO2-Neutralität bis 2050 (Netto-Null-Emis-
sionen) vorschlagen. Die Gletscher-Initiative hingegen geht 
mit ihren Forderungen zu weit.

Quelle: Shutterstock

https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_02_03_-Lex-Windkraft-missachtet-Mitwirkungsrechte-der-Gemeinden.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_02_03_-Lex-Windkraft-missachtet-Mitwirkungsrechte-der-Gemeinden.php
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RAUMPLANUNG & VERKEHR

Mobilität mit zwei Geschwindigkeiten?
Derzeit können nur Gemeinden, die in der Agglomera-
tion liegen, von einer Kofinanzierung durch den Bund 
profitieren. Diese Tatsache steht konträr zum Grund-
satz der Gleichbehandlung der Regionen, insbeson-
dere wenn es um Bundesaufgaben wie den Bau von 
Velowegnetzen geht. In einem im Herbst angenom-
menen Postulat beauftragte Ständerat Matthias Mi-
chel den Bund, in einem Bericht aufzuzeigen, wie die 
Entwicklung von multimodalen Schnittstellen und Ve-
loinfrastrukturen in ländlichen Gebieten besser 
 unterstützt werden kann, sowohl finanziell als auch 
mit anderen Mitteln.

Agglomerationsprogramme: 
ein nationales Erfolgsprojekt 
Im Herbst 2022 endete die Vernehmlassung zum Agglo-
merationsprogramm der 4. Generation. Dieses ermöglicht 
es, Mobilitätsprojekte vom Bund mitfinanzieren zu lassen. 
Die 4. Auflage des Agglomerationsprogramms soll 32 Ag-
glomerationsprojekte umfassen, die, wenn das neue Glo-
balbudget Anfang 2023 von den Räten angenommen wird, 
von einer Kofinanzierung profitieren können.
 
Seit 2006 verfolgt der Bund eine Politik zur Unterstützung 
der Agglomerationen. Ziel ist es, durch die Kofinanzierung 
von Infrastrukturprojekten eine mit den Verkehrsnetzen 
koordinierte Stadtentwicklung auf interkommunaler Ebene 
zu fördern. Jedes Agglomerationsprogramm wird auf seine 
Qualität in den Bereichen Verkehr, Urbanisierung, Verkehrs-
sicherheit und Umwelt geprüft. Abhängig davon liegt der 
gewährte Kofinanzierungsgrad zwischen 30 und 50%.

Der Prozess der Teilnahme an einem Agglomerationspro-
gramm ist komplex und zieht signifikante wirtschaftliche 
Folgen nach sich. Gleichwohl sind solche Kofinanzierungen 
notwendig, um die Infrastrukturkosten zu decken, welche 
aufgrund der Konzentration von Bevölkerung und Arbeits-
plätzen in Städten und Agglomerationen steigen. Das ge-
genwärtig zu hohe Tempo erlaubt es allerdings nicht, die 
geplanten Vorhaben aus der nötigen Distanz zu betrachten, 
und der Schwerpunkt liegt heute eher auf der Einreichung 
eines Agglomerationsprogramms als auf dessen Umset-
zung. 2023 werden bereits die Arbeiten zur Lancierung der 
fünften Generation im Gange sein, und parallel dazu wird 
eine grundlegende Revision für die sechste Generation 
beginnen. Der SGV wird sich in diese Arbeiten einbringen, 
um ein Instrument zu schaffen, das für möglichst viele Ge-
meinden zugänglich ist. 

In der Raumplanung dauern die Debatten an
2022 wurden die Arbeiten am zweiten Teil der Revision des 
Raumplanungsgesetzes (RPG2) fortgesetzt. Der SGV hatte 
2021 zu diesem Gesetzesentwurf Stellung genommen. 
Parallel zu den Arbeiten am RPG2 wurde 2019 von Um-
weltverbänden die Initiative «Gegen die Zubetonierung 
unserer Landschaft» lanciert, die die Trennung von Bau- und 
Nichtbauzonen in der Bundesverfassung verankern will. In 
Nichtbauzonen soll die Anzahl der Gebäude strikt stabili-
siert werden, ebenso wie die von ihnen beanspruchte Flä-
che.
 
Der SGV bleibt bei seiner Ablehnung der «Landschaftsini-
tiative», die zu restriktiv ist und die die kommunalen Kom-
petenzen im Bereich der Raumplanung einschränkt. Der 
Entwurf des RPG2 bietet eine gewisse Flexibilisierung, 
nimmt aber wichtige Forderungen auf, darunter das von 
den Initianten befürwortete Ziel, die Anzahl der Gebäude 
in den nicht überbauten Gebieten zu stabilisieren. Der Stän-
derat – darauf bedacht, die Kantone nicht zu sehr zu einzu-
schränken und gleichzeitig sicherzustellen, dass das Bauen 
ausserhalb der Bauzonen besser geregelt wird – hat meh-
rere Ausnahmen in den Gesetzesentwurf aufgenommen. 
Diese Änderungen werden im weiteren Verlauf des Gesetz-
gebungprozesses noch intensiv diskutiert werden.

Quelle: Shutterstock

https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_09_27_Agglomerationsverkehr-Staenderat-setzt-sich-fuer-laendliche-Gebiete-ein.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_09_09_Agglomerationsprogramme-Gemeinden-kaempfen-mit-ungleich-langen-Spiessen.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_09_09_Agglomerationsprogramme-Gemeinden-kaempfen-mit-ungleich-langen-Spiessen.php
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GESUNDHEIT

Medizinische Grundversorgung
Im Frühjahr gelangte der SGV im Namen der Kommu-
nalverbände und der Leistungserbringerverbände von 
Heimen, Apotheken, Spitex, Hausärzten und dem 
Städteverband an das Bundesamt für Gesundheit. Ziel 
war es, das Forum medizinische Grundversorgung neu 
auszurichten. Der SGV führt seit 2017 eine Arbeits-
gruppe mit dem Ziel einer besseren Grundversorgung. 
Die Arbeitsgruppe soll die Versorgungssicherheit ver-
bessern und die Leistungserbringer partnerschaftlich 
zusammenführen. Das Forum soll wieder dafür ge-
nutzt werden, um politische Vorlagen wie die Pakete 
zur Kostendämpfung mit allen relevanten Akteuren  
zu diskutieren. Nach einer Aussprache mit der BAG- 
Direktion wird die Neuorganisation des Forums nun 
aufgegleist. 

EFAS soll auch die Pflege umfassen
Im Dezember beschloss der Ständerat, die Pflege verbind-
lich in die Vorlage für eine einheitliche Finanzierung der 
Gesundheitsleistungen (EFAS) aufzunehmen. Mit der Vor-
lage soll die pa.Iv. 09.528 umgesetzt werden. Demnach 
sollen die Gesundheitsleistungen im ambulanten und sta-
tionären Bereich künftig durch Krankenkassen und Kantone 
nach einem einheitlichen Kostenteiler finanziert werden 
und dabei auch die Pflegeleistungen umfassen. 
 
Damit hat eine der wichtigsten Gesundheitsreformen der 
letzten Jahrzehnte eine entscheidende Hürde genommen. 
Der SGV setzte sich von Beginn an dafür ein, dass die 
Pflege in die Vorlage aufgenommen und eine verbindliche 
Frist verankert wird. Auch der Bundesrat kommt in seinem 
Bericht «Pflegefinanzierung» von 2020 zum Schluss, dass 
der Einbezug der Pflege in EFAS machbar und anzustreben 
ist. Die Pflegekosten gehen seit Jahren ausnahmslos zu-
lasten der Restfinanzierer – Kantone und Gemeinden. Nur 
mit EFAS plus Pflege kann eine effektive Systemverbesse-
rung und eine faire Verteilung der Kosten erreicht werden. 
Sie ist Voraussetzung für die konsequente Beseitigung von 
Fehlanreizen und eine integrierte Versorgung. Dabei 
braucht es keine perfekte Lösung. Entscheidend ist, dass 
eine Umsetzung möglichst rasch erfolgt.
 
Mit seinem klaren Votum für EFAS plus Pflege hat der Stän-
derat nun ein langjähriges Anliegen der Gemeinden erfüllt. 
Der SGV wird sich dafür einsetzen, dass die Vorlage auch 
im Nationalrat die entscheidende Hürde nimmt. Eines 
scheint aber nach der Debatte im Ständerat klar zu sein: 
Entweder kommt EFAS mit Einbezug der Pflege, oder das 
Projekt scheitert. 
 

MiGeL: Geeintes Auftreten der Gemeinden
Mit dem Entscheid des Bundesrats, dass die Krankenver-
sicherer die Finanzierung des Pflegematerials per Oktober 
2022 wieder übernehmen müssen, konnte für die Zukunft 
eine Lösung gefunden werden. Noch hängig sind die Rück-
forderungsklagen der Tarifsuisse, die gestützt auf zwei 
Bundesgerichtsurteile bei Heimen und ihren Gemeinden 
Gelder für zu viel bezahlte Pflegematerialien während der 
Jahre 2015 bis 2017 zurückfordert. In drei Kantonen wurde 
inzwischen ein Vergleich erwirkt. Die Betroffenheit der Ge-
meinden ist hier jedoch eine andere. In der Mehrheit der 
Kantone übernehmen die Gemeinden einen erheblichen 
Anteil der Restfinanzierung in der Pflege oder finanzieren 
diese zu 100 Prozent. 
 
Mit dem Ziel, die Problematik der MiGeL-Rückforderungen 
zeitnah im Interesse aller betroffenen Gemeinden anzuge-
hen und eine Lösung zu erreichen, die die Gemeinden 
substantiell entlastet, beschloss der SGV, eine koordinie-
rende Rolle einzunehmen.Mit dem Anliegen, ein koordi-
niertes Vorgehen unter dem Lead des Verbands der Zürcher 
Gemeindepräsidien (GPVZH) in den Vergleichsverhandlun-
gen im Kanton Zürich zu unterstützen, gelangte er im Früh-
jahr 2022 an die betroffenen Kantonalverbände. In der 
Folge nahm der GPVZH die Gespräche mit den Rechtsan-
wälten auf. Im Herbst stand schliesslich ein MiGeL-Kom-
promiss von 50-60 Prozent der geforderten Summe im 
Raum. Eine Mehrheit der Kantonalverbände erachtet die-
sen als tragfähig. Von der Tarifsuisse wird eine Rückmel-
dung im Frühjahr 2023 erwartet.

Quelle: Shutterstock

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=47394
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_12_01_Wichtiger-Zwischenschritt-Staenderat-nimmt-EFAS-Vorlage-an.php
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FINANZEN & WIRTSCHAFT

INSTITUTION GEMEINDE &  
SERVICE PUBLIC

Einschneidende Steuervorlagen
Noch nicht verabschiedet werden konnten zwei wei-
tere Steuervorlagen, welche die Gemeinden stark tan-
gieren: Die Abschaffung des Eigenmietwerts sowie 
die Einführung einer Individualbesteuerung. Beide Vor-
lagen würden hohe oder sogar sehr hohe Steueraus-
fälle für die Kantone und die Gemeinden mit sich brin-
gen. Bei den zwei Projekten ist es deshalb entschei-
dend, dass die Betroffenheit der Gemeinden in einem 
erträglichen Ausmass gehalten werden kann. Bei der 
Revision der Eigenmietwertbesteuerung sind die Be-
ratungen im Parlament stecken geblieben; bei der In-
dividualbesteuerung schlägt der Bundesrat verschie-
dene Varianten vor, die in die Vernehmlassung gege-
ben wurden. 

OECD-Steuerreform
Die Gemeinden verfügen wie die Kantone auch über eine 
verfassungsmässige Finanzautonomie. Trotzdem gibt es 
auf Bundesebene immer wieder finanzpolitische Vorlagen, 
die auch Auswirkung auf die Gemeinden haben. In der 
Regel geht dabei Finanzsubstrat verlustig, nicht aber bei 
der OECD-Steuerreform, die einen einheitlichen Mindest-
steuersatz von 15 Prozent für international tätige Grossun-
ternehmen vorsieht. So soll Steuergerechtigkeit für alle 
Firmen erreicht werden. Diese Mindeststeuer bringt dem 
Fiskus für einmal nicht weniger, sondern mehr Steuerein-
nahmen. So auch für Kantone, Gemeinden und Städte. 

Der Gemeindeverband war zusammen mit den Kantonen 
und dem Städteverband bei den Vorarbeiten zur Vorlage 
auf Bundesebene involviert. Dabei wurde ausgehandelt, 
dass die zusätzlichen Steuereinnahmen zu 25 Prozent an 
den Bund und zu 75 Prozent an die Kantone fliessen sollen. 
Unter der Voraussetzung, dass die Gelder, die an die Kan-
tone gehen, ausdrücklich auch den Gemeinden zugutekom-
men. Um etwa Projekte zu unterstützen, welche die Stand-
ortattraktivität unterstützen, so für kommunal finanzierte 
Kindertagesstätten. Das nationale Parlament hat die Vor-
lage im Dezember 2022 verabschiedet, die Volksabstim-
mung soll im Sommer 2023 erfolgen.

Postalische Grundversorgung und Postfinance
Die Post ist das unbestrittene Service-public-Unternehmen 
der Schweiz und sorgt per Verfassungsauftrag für die post-
alische Grundversorgung in den Bereichen Zustellung, 
Zahlungsverkehr und Zugangspunkte. Neben dem Post-
konzern existiert mit der Postfinance eine eigentliche Post-
bank mit eingeschränktem Wirtschaftsfeld, etwa im Be-
reich des Hypothekargeschäfts. 

2022 diskutierte das nationale Parlament zum wiederhol-
ten Mal über das Postorganisationsgesetz, welches unter 
anderem Rolle und Aufgabe der Postfinance festlegt. Dis-
kutiert wurde, wie sich das staatliche Finanzunternehmen 
weiterentwickeln könnte, z.B. mittels Privatisierung oder 
der Erteilung einer Bankenlizenz unter staatlicher Aufsicht. 

Der SGV beteiligte sich ebenfalls an dieser Debatte. Der 
zuständigen Parlamentskommission des Ständerats wurde 
dabei vorgeschlagen, dass erst dann über die Postorgani-
sation diskutiert werden soll, wenn klar ist, welchen 
Service public die Post in Zukunft zu erbringen hat. Der 
Erteilung einer Bankenlizenz zur Ermöglichung des Hypo-
thekargeschäfts stand der SGV grundsätzlich kritisch ge-
genüber: Im Bereich des Geld- und Hypothekarmarkts sind 
etwa bereits die Regional- und Kantonalbanken tätig, von 
einem Marktversagen kann nicht gesprochen werden. Eine 
private oder staatliche Postbank benötigt es deshalb aus 
finanzmarktlicher Sicht nicht. Das nationale Parlament 
folgte in den Beratungen dem Ansatz, dass zuerst über 
Inhalt und Qualität des postalischen Service public disku-
tiert werden soll, bevor das Postorganisationsgesetz revi-
diert wird.

https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_02_22_Individualbesteuerung-Der-SGV-aeussert-sich-kritisch.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_05_07_OECD-Steuerreform-SGV-will-familienergaenzende-Kinderbetreuung-staerken.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_05_07_OECD-Steuerreform-SGV-will-familienergaenzende-Kinderbetreuung-staerken.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_02_24_Keine-Modernisierung-der-Post-auf-Kosten-der-Gemeinden.php
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DIGITALISIERUNG

Digitale Verwaltung Schweiz (DVS)
Die Digitalisierung der Behördendienstleistungen schreitet 
stetig voran. So auch im vergangenen Jahr. Auf Bundese-
bene wurde die neue Organisation «Digitale Verwaltung 
Schweiz» (DVS) gegründet. Sie soll die digitale Transforma-
tion der öffentlichen Verwaltungen zwischen und innerhalb 
der drei Staatsebenen fördern. 

Entstanden ist die neue Institution aus den beiden vorhe-
rigen Organisationen eGovernment Schweiz und der 
Schweizerischen Informatikkonferenz (SIK). Fundamental 
dabei ist, dass alle drei Staatsebenen - Bund, Kantone und 
Gemeinden - die Ziele gemeinsam umsetzen. Auch der 
Schweizerische Gemeindeverband beteiligt sich an der 
DVS, indem er dort sowohl im strategischen als auch im 
operativen Führungsgremium Einsitz nimmt. 

Das macht Sinn, denn die Gemeinden sind wohl jene 
Staatsebene, welche den engsten Kontakt zur Bevölkerung 
pflegt. Deshalb sind sie auch zentral, wenn es darum geht, 
Behördenleistungen künftig digital anzubieten. Die DVS 
unterstützt dieses Ziel über konkrete Projekte. Gerade für 
nationale Dienstleistungen wie die elektronische Identifi-
kation (E-ID) kann dieser gemeinsame Ansatz den gefor-
derten Mehrwert  schaffen. 

ePublikation für Gemeinden und Städte
Für die Veröffentlichung ihrer amtlichen Mitteilungen nutzen 
Gemeinden heute verschiedene Gefässe: Das kantonale 
Amtsblatt, private Anzeiger, den eigenen physischen oder 
digitalen Gemeindeaushang. Eine weitere Möglichkeit bie-
tet neu das digitale Amtsblattportal, das bereits von ver-
schiedenen Kantonen als offizielle Publikationsplattform 
genutzt wird. Nun steht den Gemeinden zur Veröffentli-
chung ihrer Rechtssammlungen und amtlichen Mitteilun-
gen das Portal «ePublikation für Gemeinden und Städte» 
ebenfalls zur Verfügung. 

Dabei profitieren sie von einer einfach und kostengünstig 
ausgestalteten Lösung, die betriebs- und rechtssicher ist. 
Langwierige und teure Ausschreibungsverfahren erübrigen 
sich; abgerechnet wird pro Eintrag. Natürlich besteht auch 
die Möglichkeit, die über «ePublikation für Gemeinden und 
Städte» veröffentlichten Meldungen unkompliziert in die 
eigene Gemeindewebseite zu integrieren. 

Bislang nutzen vor allem Zürcher Gemeinden diese Anwen-
dung. Zu Beginn des Jahres 2023 stiess eine erste Berner 
 Gemeinde zu «ePublikation für Gemeinden und Städte». 
Grundsätzlich steht die Plattform allen Schweizer Gemein-
den und öffentlichen Körperschaften offen. Der SGV ist 
Träger des Portals und sichert so der kommunalen Ebene 
den Zugang.

Quelle: Shutterstock

https://www.digitale-verwaltung-schweiz.ch/
https://www.digitale-verwaltung-schweiz.ch/
https://www.digitale-verwaltung-schweiz.ch/umsetzungsplan/umsetzungsplan-e-government-schweiz
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_10_18_Einfuehrung-einer-neuen-E-ID-Je-frueher-und-rascher-umso-besser.php
https://amtsblattportal.ch/#!/home
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_09_29_Koeniz-setzt-auf-ePublikation-fuer-Gemeinden.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2022_09_29_Koeniz-setzt-auf-ePublikation-fuer-Gemeinden.php
https://www.chgemeinden.ch/de/projekte/epublikation-fuer-gemeinden-und-staedte/
https://www.chgemeinden.ch/de/projekte/epublikation-fuer-gemeinden-und-staedte/


 Jahresbericht l 2022 17

DER SGV BEZIEHT POSITION

Der SGV hat im Berichtsjahr zu folgenden  
Geschäften Stellung genommen:
Eidgenössisches Departement des Innern
• Änderung des Krankenversicherungsgesetzes 

 (Datenaustausch, Risikoausgleich), März 2022
• Teilrevision der Verordnung über die Versorgung der 

Bevölkerung mit Jodtabletten, August 2022
• Pa. Iv. 21.403 WBK-NR, Überführung der Anstossfinan-

zierung in eine zeitgemässe Lösung (familienexterne 
Kinderbetreuung), August 2022

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
• Umsetzung des Verbots zur Gesichtsverhüllung: 

 Änderung des Strafgesetzbuches, Januar 2022
• Unterstellung der strategischen Infrastrukturen der 

Energiewirtschaft unter die Lex Koller, Februar 2022
• Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes: 

Einschränkung der Sozialhilfeleistungen für Ausländer-
innen und Ausländer aus Drittstaaten, Mai 2022

• Änderung des Bundesgesetzes über Schuldbetrei-
bung und Konkurs, September 2022

• Vorentwurf des Bundesgesetzes über den elektroni-
schen Identitätsnachweis und andere elektronische 
Nachweise (E-ID-Gesetz), Oktober 2022

Eidgenössisches Finanzdepartement
• Bundesbeschluss über eine besondere Besteuerung 

grosser Unternehmensgruppen (Umsetzung des 
OECD/G20-Projekts zur Besteuerung der digitalen 
Wirtschaft), April 2022

• Verordnung des Bundesrats über die Mindestbesteu-
erung grosser Unternehmensgruppen, November 
2022

Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation
• Änderung des Bundesgesetzes über den  

Umweltschutz, Januar 2022
• Änderung der Raumplanungsverordnung,  

Januar 2022
• Änderung der Energieeffizienzverordnung,  

Januar 2022
• Änderung der Niederspannungs-Installationsverord-

nung, Januar 2022
• Teilrevision der Signalisationsverordnung,  

Januar 2022
• Revision des Bundesgesetzes über den  

Umweltschutz, «Schweizer Kreislaufwirtschaft 
 stärken», Februar 2022

• Revision der Verordnung über Fernmeldedienste 
 (Anpassung der Grundversorgungs bestimmungen), 
März 2022

• Revision des CO2-Gesetzes, April 2022
• Vorlage zum Zahlungsrahmen Nationalstrassen  

2024–2027, zum Ausbauschritt 2023 für die National-
strassen, zum Verpflichtungskredit und zur Anpas-
sung des Bundesbeschlusses über das National-
strassennetz, April 2022

• Bundesgesetz über die Mobilitätsdateninfrastruktur, 
Mai 2022

• Bundesgesetz über einen Rettungsschirm für die 
Elektrizitätswirtschaft, Mai 2022

• Änderung des Energiegesetzes, Mai 2022
• Revision der Gewässerschutzverordnung,  August 2022
• Bundesbeschluss über die Verpflichtungskredite ab 

2024 für Beiträge an Massnahmen im Rahmen des 
Programms Agglomerationsverkehr, September 2022

• Bericht zum Stand der Ausbauprogramme für die 
Bahninfrastruktur mit Änderungen an den Bundes-
beschlüssen und zur Perspektive BAHN 2050, Okto-
ber 2022

• Verordnung über die Errichtung einer Winterreserve, 
November 2022

• Revision von Verordnungen zur Umsetzung des 
 Artikels 71a des Energiegesetzes, Dezember 2022

 Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,  
Bildung und Forschung
• Verordnung über die Umschaltung erdgasbetriebener 

Zweistoffanlagen, September 2022
• Verordnung über Verbote und Beschränkungen der 

Verwendung von Gas, September 2022
• Verordnung über die Kontingentierung des Gas-

bezugs, September 2022
• Bewirtschaftungsmassnahmen Strom: Verordnungs-

entwürfe zu den Verwendungsbeschränkungen und 
Verboten, zur Sofortkontingentierung, zur Kontingen-
tierung, zur Netzabschaltung im Bereich Strom sowie 
zur Änderung einer Bestimmung des Landesversor-
gungsgesetzes, Dezember 2022

Die Stellungnahmen des SGV lassen sich hier (deutsch) 
und hier (französisch) nachlesen.

Der SGV hat im Berichtsjahr an folgenden 
parlamentarischen Anhörungen teilgenommen:
• Anhörung zur Überführung der Anstossfinanzierung 

in eine zeitgemässe Lösung (familienexterne Kinder-
betreuung), Subkommission WBK-N, Februar 2022

• Anhörung zur Einführung der Individualbesteuerung, 
WAK-N, Februar 2022

• Anhörung zur Einbürgerung von Ausländerinnen und 
Ausländern der zweiten und dritten Generation, 
SPK-S, Mai 2022

https://www.chgemeinden.ch/de/politik/stellungnahmen/
https://www.chgemeinden.ch/fr/politique/prises-de-position/
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Quelle: Shutterstock
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Wer politisch aktiv ist, muss über ein breites Netzwerk 
verfügen. Das gilt auch für den SGV: Er engagiert sich in 
dutzenden Arbeitsgruppen, Steuerungsausschüssen, Trä-
gervereinen oder Führungsgremien, damit die Stimme der 
kommunalen Ebene an den richtigen Orten gehört wird. 
Nachfolgend die Liste der Gremien, in denen der SGV 2022 
Einsitz nahm.
 
Asylwesen, Migration 
• Sonderstab Asyl SONAS (SEM)
• Fachausschuss Asylverfahren und Unterbringung 

(SEM)
• Arbeitsgruppe Monitoring Asylsystem (SEM)
• Begleitgruppe Resettlement (SEM)
• Eidgenössische Migrationskommission EKM 

 (ausserparl. Kommission)
• Task Force Ukraine (SODK)
• Telekonferenz Programm S (SEM)
 
Bildung, Partizipation, Freiwilligenarbeit
• Trägerschaft Rechtsfachleute HF – Vorstand
• Interessengemeinschaft eidg. Abschlüsse öffentliche 

Beschaffung IaöB – Vorstand
• Prüfungskommission IAöB
• Arbeitsgruppe Politische Bildung (BSV)
• Begleitgruppe Tag der Demokratie  

(Campus für Demokratie)
• Netzwerk freiwillig.engagiert
 
Gesundheit
• Forum Medizinische Grundversorgung (BAG) 
• Austauschgefäss Pflegefinanzierung (BAG)
• Runder Tisch Neuregelung Vergütung Pflegematerial 

(BAG)
• Nationale Plattform Demenz (BAG)
• Nationale Plattform Palliative Care (BAG)
• Arbeitsgruppe Gesundheitsförderung und Prävention in 

Gemeinden (BAG)
• Eidgenössische Kommission für die Pandemievorberei-

tung EKP (BAG)
• Arbeitsgruppe Betreutes und begleitetes Wohnen 

(SODK)
• Arbeitsgruppe Medizinische Grundversorgung (SGV) 
• Trägerschaft Preis «Gesunde Gemeinde/Gesunde 

Stadt» (RADIX)
• Begleitgruppe Communities that Care (RADIX)
• Partner Programm Socius (Age Stiftung)
 
Soziales, Familie
• Arbeitsgruppe Behindertenpolitik (EBGB)
• Steuergruppe Nationale Plattform gegen Armut (BSV) 
• Projektgruppe Armutsmonitoring (BSV)
• Steuergruppe Modernisierung Sozialhilfestatistik (BFS)
• Steuergremium Interinstitutionelle Zusammenarbeit IIZ 
• Vorstand Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen 

und Sozialdirektoren (SODK)
• Interkantonale Austauschplattform frühe Kindheit 

(SODK)
• Vorstand Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe 

(SKOS)
• Stiftungsrat Stiftung Zukunft für Schweizer Fahrende
• Politische Allianz Vereinbarkeit Beruf und Familie
• Soundingboard ZHAW-Tool Falllast Sozialhilfe

Kultur
• Nationaler Kulturdialog (BAK) – Politische Ebene und 

Fachebene 
• Arbeitsgruppe Nationale Strategie Kulturerbe Schweiz 

(BAK)
• Begleitgruppe Leitfaden ISOS (BAK)
 
Institution Gemeinde, Digitale Verwaltung
• Digitale Verwaltung Schweiz (DVS) – Politisches und 

Operatives Führungsgremium
• ePublikation für Gemeinden und Städte - Betriebs-

ausschuss und Change Advisory Board
• Arbeitsgruppe Praxisanleitung Öffentlichkeitsprinzip
• Austausch Machbarkeitsstudie in Umsetzung Motion 

21.3981. Elterliche Sorge (BJ) 
• Soundingboard FHNW-Projekt «Förderung gleich-

berechtigter Teilhabe an (Kader-) Positionen in Gemein-
deverwaltungen»

• Partner POLITmonitor
• CH-Delegation im Kongress der Gemeinden und 

 Regionen des Europarates (KGRE)
 
Sicherheit
• Strategische Begleitgruppe Nationaler Aktionsplan 

 gegen Menschenhandel (SVS)
• Strategische Begleitgruppe Nationaler Aktionsplan zur 

Verhinderung und Bekämpfung von Radikalisierung 
und gewalttätigem Extremismus (SVS)

• Arbeitsgruppe Nationaler Aktionsplan zur Umsetzung 
der Istanbul-Konvention (EDI) 

• Vorstand Arbeitssicherheit Schweiz
 
Raumplanung, Kommunale Infrastruktur, Wohnen
• Tripartite Konferenz TK (Konferenz der Kantons-

regierungen KdK)
• Direktionstreffen und Kernteam Raumkonzept Schweiz 

(ARE)
• Wohnungspolitischer Dialog (BWO)
• Begleitgruppe Attraktives Wohnen in Berggebieten 

(SAB)
• Arbeitsgruppe Leitungskataster Schweiz (swisstopo)
• Begleitgruppe Geoinformation (BPUK)
• Vorstand Schweizerische Bau-, Planungs- und Umwelt-

direktoren-Konferenz (BPUK)
• Vorstand Schweizerischer Verband Kommunale 

 Infrastruktur (SVKI)
• Netzwerk Raumentwicklung (Espace Suisse) 
 
Verkehr
• Beirat Verständnis Ladeinfrastruktur
• Fachliche Begleitgruppe Programm Verkehrsdreh-

scheiben (ARE)
• Arbeitsgruppe Roadmap Elektromobilität (BFE)
• ÖV Konferenz Bund-Kantone 
• Arbeitsgruppe Tageskarte Gemeinde  

(Alliance SwissPass)
• Trägerschaft Mobilitätspreis «FLUX – Goldener 

 Verkehrsknoten»

DER SGV IM EINSATZ FÜR DIE GEMEINDEN
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Energie, Umwelt, Nachhaltigkeit 
• Steuerungsgruppe EnergieSchweiz für Gemeinden 

(BFE)
• Begleitgruppe Toolbox Agenda 2030 für Kantone und 

Gemeinden (ARE) 
• Spitzentreffen mit BAFU
• Lenkungsausschuss «Umgang mit Naturgefahren» 

(BAFU)
• Begleitgruppe Netzwerk der Kantonalen Nachhaltig-

keitsfachstellen NKNF
• Begleitgruppe und strategischer Projektausschuss 

TK-Projekt «Biodiversität und Landschaft in Agglome-
rationen» 

• Vorstand Trägerverein Energiestadt
• Vorstand, Koordinationskonferenz der Bau- und Liegen-

schaftsorgane der öffentlichen Bauherren KBOB
 
Finanzen und Wirtschaft
• Koordinationsgruppe SVSM (CH-Vereinigung für 

 Standortmanagement) 
• Begleitgruppe Projekt Digikoop - strategiefähige 

 touristische Regionen 
• Runder Tisch Tourismusabgaben/Airbnb 
• Schweizerisches Rechnungslegungsgremium SRS-

CSPCP 
• Steuergruppe Umsetzung des Massnahmenpakets  

zur Förderung des inländischen Arbeitskräftepotenzials 
(SECO)

• Begleitgruppe Wirkungsanalyse Zweitwohnungen 

Quelle: Shutterstock
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VERBANDSMAGAZIN «SCHWEIZER GEMEINDE»

Flüchtlingskrise, 
Energiekrise – 
und ein frischer Wind
Kaum ein Thema beschäftigte 2022 so sehr wie der Krieg 
in der Ukraine und die mögliche Energiemangellage.  
Das spiegelte sich auch im Verbandsmagazin «Schweizer  
Gemeinde» wider. Verschiedene Beiträge beleuchteten, 
wie die Gemeinden damit umgingen, dass plötzlich viele 
ukrainische Flüchtlinge Zuflucht in der Schweiz suchten, 
und rasch ukrainische Kinder eingeschult werden mussten. 

In der zweiten Jahreshälfte stellten wir Beispiele von Ge-
meinden vor, welche Initiativen ergriffen, um Energie zu 
sparen: Von der Wärmegewinnung aus Abwasser bis hin 
zur Abschaltung der Weihnachtsbeleuchtung. Dies im Rah-
men der Energiespar-Bemühungen des Bundes, der Kan-
tone und der Gemeinden; ist der SGV doch Mitglied der 
Energiespar-Alliance. 

Auch die Agglomerationsprogramme sowie ihre Vor- und 
Nachteile für die Gemeinden beschäftigten das Magazin 
– der Artikel über die Agglomeration Chablais stiess auf 
viel Resonanz. Ein gutes Beispiel dafür, was die «Schwei-
zer Gemeinde» anstrebt: Anhand von Best-Practice-Bei-
spielen aus den Gemeinden Sachverhalte aufzeigen und 
weitere Gemeinden inspirieren. 

Neben den Dauerbrenner-Themen Raumplanung, Energie 
und Mobilität sowie Fachkräftemangel berichtete die 
«Schweizer Gemeinde» auch über Themen aus den Berei-
chen Soziales, Alter, Kultur und Wirtschaft. 

Für das Magazin selbst war 2022 ein Jahr des Wechsels: 
Die bisherige Chefredaktorin Denise Lachat verliess im 
März den Gemeindeverband, nachdem sie seit 2016 die 
«Schweizer Gemeinde» massgeblich geprägt hatte. Der 
SGV dankt Denise Lachat herzlich für ihre wertvolle Arbeit. 
Auf sie folgte Anfang März die neue Chefredaktorin Nadja 
Sutter. Die ehemalige Lokaljournalistin brachte frischen 
Wind in die Redaktion, und hielt gleichzeitig am bewährten 
Konzept fest. Den reibungslosen Übergang stellte die tem-
porär beschäftigte Redaktorin Mireille Guggenbühler sicher. 
Auch der neue Leiter Kommunikation beim SGV, Fabio 
 Pacozzi, steuerte ab Februar wertvolle Inhalte bei. 

Zahlen und Fakten 
2022 berichtete die «Schweizer Gemeinde» in zehn 
Ausgaben über 116 Gemeinden aus fast allen Kanto-
nen der Schweiz. 14 Gemeinden befanden sich im ita-
lienischsprachigen Teil der Schweiz, 22 im französisch-
sprachigen. Ein Artikel in der November-Ausgabe war 
auf Rätoromanisch verfasst, womit das Magazin für 
einmal viersprachig statt wie üblich dreisprachig war. 

Die Inserate-Einnahmen blieben im vergangenen Jahr 
trotz einem schwierigen Marktumfeld stabil gegen-
über dem Vorjahr. Sämtliche Ausgaben konnten kos-
tendeckend produziert werden. 

2022 markierte das zweite Jahr des Online-Magazins 
der «Schweizer Gemeinde». Um das Angebot noch 
bekannter zu machen, intensivierte die Redaktion die 
Präsenz auf Social Media und auch im Newsletter  
des SGV erhalten die Beiträge seit diesem Jahr mehr 
Platz. 

https://www.schweizer-gemeinde.ch/
https://www.schweizer-gemeinde.ch/
https://www.chgemeinden.ch/de/news/socialmedia/
https://www.chgemeinden.ch/de/newsletter/index.php
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Generalversammlung 2022
Nach zwei Jahren pandemiebedingter Pause konnte die 
Generalversammlung des Schweizerischen Gemeindes-
verbandes im Berichtsjahr glücklicherweise wieder phy-
sisch abgehalten werden. Sie ging am 19. Mai 2022 in 
Yverdon-les-Bains VD über die Bühne; zum Motto der Ver-
anstaltung hatte der Verband das aktuelle Thema «Digitale 
Verwaltung» erkoren.

Über die Chancen, Risiken und Herausforderungen im Zu-
sammenhang mit der digitalen Verwaltung debattierten am 
Podiumsgespräch und unter der Leitung von SRF-Journa-
listin Felicie Notter Peppino Giarritta, Geschäftsleiter der 
Organisation Digitale Verwaltung Schweiz, Chantal Weid-
mann Yenny, Präsidentin der Union des Communes Vau-
doises, Marcel Salathé, Leiter des Labors für digitale Epi-
demiologie an der EPFL, sowie Ständerat und SGV-Ver-
bandspräsident Hannes Germann. 

Dabei wiesen die Gesprächsteilnehmenden darauf hin, 
dass die Digitalisierung der Verwaltung nicht alleinige Auf-
gabe der Gemeinden sein darf. Gefragt ist stattdessen eine 
enge Zusammenarbeit mit den Kantonen und dem Bund. 
Eine wichtige Rolle kommt zudem der Schulung des Per-
sonals zu - sind Gemeindeangestellte mit IT-Kompetenz 
doch Voraussetzung dafür, dass die Bürgerinnen und Bür-
ger Vertrauen in die digitalen Dienstleistungen des Staates 
fassen. 

Die Podiumsteilnehmenden nahmen damit den Ball der 
Waadtländer Staatsrätin Christelle Luisier Brodard auf, die 
den aus der ganzen Schweiz angereisten Gemeindevertre-
terinnen und -vertretern bereits zuvor erklärt hatte, dass 
der Kanton Waadt die Schulung und Sensibilisierung seiner 
Angestellten in letzter Zeit merklich forciert hat. 

Eine politische Dimension deckte die Debatte spätestens 
dann ab, als die Podiumsteilnehmenden auf Themen wie 
die E-ID, den Datenschutz und die Möglichkeit der Schaf-
fung eines eidgenössischen Departements für Technologie 
zu sprechen kamen.

Naturgemäss war neben der Digitalisierung auch der rund 
drei Monate zuvor begonnene Angriffskrieg Russlands auf 
die Ukraine und der daraus resultierende Migrationsstrom 
ein Thema, das die angereisten Gäste beschäftigte. 
SGV-Präsident Hannes Germann forderte deshalb im Na-
men der Gemeinden vom Bund eine konsequente Anwen-
dung des Verteilschlüssels auf die Kantone, ebenso wie 
eine Klärung der langfristigen Perspektive des Schutzstatus 
S und der Finanzierungsfragen. Ausgehend von diesen 
Überlegungen hat der SGV einige Monate später auch ein 
entsprechendes Positionspapier veröffentlicht. 

Im statutarischen Teil der Generalversammlung genehmig-
ten die Teilnehmenden schliesslich sämtliche Geschäfte 
einstimmig, darunter die Mitgliederbeiträge 2023, welche 
unverändert bleiben.

Die nächste Generalversammlung des SGV ist auf den 8. 
Juni 2023 angesetzt. Sie findet im Rahmen der Fachmes-
sen Suisse Public und Suisse Public SMART auf dem Ge-
lände der Bernexpo in Bern statt und wird sich dem Prob-
lem des Fachkräftemangels in den Gemeindeverwaltungen 
widmen.

Vertreterinnen und Vertreter von SGV-Mitgliedergemeinden verfolgen das Podiumsgespräch zu den Chancen 
und Herausforderungen der digitalen Verwaltung. Quelle: SGV/Corinne Aeberhard

https://www.chgemeinden.ch/de/ueber-uns/generalversammlung/
http://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/Stellungnahme-SGV-Schutztstaus-S_09.09.22.pdf
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_02_06_Save-the-Date-Der-SGV-an-der-Suisse-Public-Suisse-Public-SMART.php
https://www.schweizer-gemeinde.ch/artikel/in-der-oeffentlichen-verwaltung-fehlen-fachkraefte
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Im Berichtsjahr verringerte sich 

die Anzahl Schweizer Gemein-

den aufgrund von Gemeindefu-

sionen von 2145 auf 2136. Da-

von sind 1506 Gemeinden 

Mitglied des SGV, was einer 

Quote von 71 Prozent entspricht. 

NEUE MITGLIEDER UND MITGLIEDERSTATISTIK

Wir freuen uns sehr, dass 2022 folgende 
 Gemeinden zum SGV gestossen sind: 

Ettiswil LU
Fontaines-sur-Grandson VD 
Lumnezia GR
Malters LU
Wikon LU 

Mitglieder (1.1.2023)

71%

Kanton Anzahl Gemeinden Anzahl Mitglieder Anteil Mitglieder

AG 198 135 68%

AI 5 3 60%

AR 20 18 90%

BE 337 243 72%

BL 86 69 80%

BS 3 2 67%

FR 126 89 71%

GE 45 31 69%

GL 3 3 100%

GR 101 77 76%

JU 51 21 41%

LU 80 51 64%

NE 27 13 48%

NW 11 11 100%

OW 7 7 100%

SG 75 65 87%

SH 26 24 92%

SO 107 98 92%

SZ 30 21 70%

TG 80 79 99%

TI 106 84 79%

UR 19 15 79%

VD 300 103 34%

VS 122 113 93%

ZG 11 9 82%

ZH 160 122 76%

Total 2136 1506 71%

https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_01_06_Ein-herzliches-Willkommen-an-unsere-neuen-Mitglieder.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_01_06_Ein-herzliches-Willkommen-an-unsere-neuen-Mitglieder.php
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STIFTUNG SGV

Stiftung SGV
Im Jahr 2022 unterstützte die Stiftung zur Förderung des 
 Schweizerischen Gemeindeverbands SGV zwei konkrete 
Projekte. Als erstes ein solches aus dem Kanton Luzern 
(eingereicht durch die Gemeinden Hasle und Wikon), das 
konkret gegen den Fachkräftemangel in Gemeinden vor-
geht. Auch in der Zentralschweiz herrscht bei den Gemein-
den ein akuter Fachkräftemangel. Dies insbesondere auch 
bei der Besetzung von Lehrstellen. Der Gemeindeschrei-
ber- und Geschäftsführerverband GGV Luzern hat dieses 
Problem erkannt und ein eigenes Vorhaben angestossen. 
Zusammengearbeitet wird dabei mit der bereits bestehen-
den Initiative «LUnited, Berufslehre für Städte und Gemein-
den», welche ein Netzwerk von verschiedenen Luzerner 
Gemeinden darstellt, die gemeinsam um die Gunst von 
Lernenden buhlt. Auch der SGV unterstützt die Luzerner 
Initiative mit Tatkraft. 

Diese sieht für das Jahr 2023 verschiedene Aktivitäten wie 
regionale Info-Anlässe vor. Zur Unterstützung der Aktivitä-
ten von «LUnited» wurde ein Motivations-Video produziert, 
das auf Jugendliche, welche vor der Berufswahl stehen, 
fokussiert. Dieses Motivationsvideo soll als Marketing-In-
strument eingesetzt werden. Ziel des Projekts ist es, mög-
lichst viele Jugendliche für eine Lehre bei der Gemeinde 
zu motivieren. 

Im Jahr 2022 sind zweitens auch die digitalen Stammti-
sche, welche vom Verein «Myni Gmeind» organisiert und 
durchführt werden, durch die Stiftung SGV finanziell unter-
stützt worden. Dabei werden im Rahmen von einstündigen 
Konferenzschaltungen Fachthemen zur Digitalisierung in 
Gemeinden besprochen und den jeweils rund 60 Teilneh-
menden nähergebracht. Es geht immer um Lösungen für 
praktische Fragestellungen, statt um konkrete Produkte. 
Mit der Unterstützung der Stiftung SGV wurde insbeson-
dere die Ausweitung der Erfa-Stammtische auf die Roman-
die finanziert. Eine zweite Tranche der finanziellen Unter-
stützung 2022 soll den erfolgreichen Start im Jahr 2023 
weiterführen. Der Verein «Myni Gmeind» arbeitet in die-
sem Projekt mit der Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft 
für die Berggebiete SAB sowie mit dem SGV zusammen. 

Die Stiftung zur Förderung des Schweizerischen Gemein-
deverbands SGV unterstützt auf Gesuch einer SGV-Mitglie-
dergemeinde hin Projekte, welche für Gemeinden und 
Städte einen konkreten Mehrwert schaffen. Dabei steht 
ein nachhaltiger Effekt über die einzelne Gemeinde hinaus 
im Zentrum. Wichtig ist auch, dass die Projekte von ver-
schiedenen Partnern mitgetragen werden. Einfache Rest-
finanzierungen oder Unterstützung von staatlichen Aufga-
ben bleiben ausgeschlossen. 

Quelle: ggv-lu.ch

Quelle: Myni Gmeind und SAB

https://www.chgemeinden.ch/de/ueber-uns/stiftung/
https://www.chgemeinden.ch/de/ueber-uns/stiftung/
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_01_30_Fachkraeftemangel-SGV-unterstuetzt-Luzerner-Gemeinden.php
https://www.chgemeinden.ch/de/projekte/myni-gmeind-live/
https://mynigmeind.ch/de/
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Quelle: Shutterstock
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JAHRESRECHNUNG UND BILANZ

EErrffoollggssrreecchhnnuunngg  22002222  uunndd  BBuuddggeett  22002233

BBuuddggeett RReecchhnnuunngg BBuuddggeett RReecchhnnuunngg
22002233 22002222 22002222 22002211
CHF CHF CHF CHF

BBeettrriieebblliicchheerr  EErrttrraagg 11''775599''000000 11''772288''222255 11''668866''000000 11''771199''666633

Ertrag Geschäftsstelle 1'403'500 1'355'413 1'358'500 1'380'185
Ertrag Zeitschrift 310'000 335'672 282'000 309'244
Provisions- und sonstige Erträge 45'500 35'768 45'500 31'605
Ertragsminderungen 0 1'372 0 -1'372

DDiirreekktteerr  bbeettrriieebblliicchheerr  AAuuffwwaanndd --227755''000000 --222288''332244 --226600''000000 --221177''883300

Aufwand Zeitschrift -275'000 -228'324 -260'000 -217'830

BBrruuttttooggeewwiinnnn 11''448844''000000 11''449999''990011 11''442266''000000 11''550011''883322

ÜÜbbrriiggeerr  bbeettrriieebblliicchheerr  AAuuffwwaanndd --11''448866''550000 --11''441122''556655 --11''447788''000000 --11''440044''332277

Personalaufwand -1'064'500 -1'032'975 -1'064'500 -1'081'212
Sonstiger betrieblicher Aufwand -422'000 -379'590 -413'500 -323'115

EErrggeebbnniiss  vvoorr  AAbbsscchhrreeiibbuunnggeenn,,  FFiinnaannzzeerrffoollgg,,  
bbeettrriieebbssffrreemmddeerr  uunndd  aauusssseerroorrddeennttlliicchheerr  EErrffoollgg --22''550000 8877''333366 --5522''000000 9977''550055

Abschreibungen / Wertberichtigungen -5'000 -3'150 -5'000 0

Finanzertrag 6'000 3'510 6'000 14'681
Finanzaufwand -4'000 -48'230 -4'000 -3'367

Finanzerfolg 2'000 -44'720 2'000 11'314

Projektertrag 60'000 41'700 60'000 124'227
Projektaufwand -38'000 -29'118 -38'000 -107'876

Gegenfinanzierte Projekte 22'000 12'581 22'000 16'351

Ausserordentlicher Ertrag 0 10'199 0 3'564
Ausserordentlicher Aufwand 0 -10'271 0 -64'140

Ausserordentlicher Erfolg 0 -72 0 -60'576

JJaahhrreesseerrggeebbnniiss  1166''550000 5511''997755 --3333''000000 6644''559955

Bern, 29. März 2023

SScchhwweeiizzeerriisscchheerr  GGeemmeeiinnddeevveerrbbaanndd
Der Präsident Der Direktor

Hannes Germann Christoph Niederberger
Ständerat

Erfolgsrechnung 2022 und Budget 2023
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JAHRESRECHNUNG UND BILANZ

BBiillaannzz  ppeerr  3311..1122..

AAKKTTIIVVEENN 3311..1122..22002222 3311..1122..22002211
CHF CHF

Flüssige Mittel 501'456             396'044             
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 9'861                 47'415               
Übrige kurzfristige Forderungen 8'923                 13'196               
Aktive Rechnungsabgrenzungen 75'968               39'286               

TToottaall  UUmmllaauuffvveerrmmööggeenn 559966''220088                      449955''994411                      

Finanzanlagen 452'148             496'914             

TToottaall  AAnnllaaggeevveerrmmööggeenn 445522''114488                      449966''991144                      

TTOOTTAALL  AAKKTTIIVVEENN 11''004488''335566                999922''885555                      

PPAASSSSIIVVEENN 3311..1122..22002222 3311..1122..22002211
CHF CHF

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 39'613               24'598               
Kurzfristige verzinsliche Verbindlichkeiten 300'000             300'000             
Übrige kurzfristige Verbindlichkeiten 6'804                 15'967               
Passive Rechnungsabgrenzungen 10'459               12'786               

TToottaall  FFrreemmddkkaappiittaall 335566''887766                      335533''335511                      

Verbandskapital 50'000               50'000               
Freiwillige Gewinnreserven 589'504             524'909             
Jahresgewinn 51'975               64'595               

TToottaall  EEiiggeennkkaappiittaall 669911''447799                      663399''550044                      

TTOOTTAALL  PPAASSSSIIVVEENN 11''004488''335566                999922''885555                      

Bern, 29. März 2023

SScchhwweeiizzeerriisscchheerr  GGeemmeeiinnddeevveerrbbaanndd

Der Präsident Der Direktor

Hannes Germann Christoph Niederberger
Ständerat

Bilanz per 31.12.
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